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Gesetze über die Enteignung in Ungarn 
(1836-1 . 944) 
Ein Grundrif3 
mit der autentisch-ofiziellen deutschen Übersetzung des GA-s 41 vom Jahre 1881 
im Anhang 
In meinem in französischer Übersetzung vorgelegten schriftlichen Referat (Lois sur 
l'expropriation en Hongrie 1836-1944)' beschaftige ich mich mit drei Themenkreisen. 
Erstens babe ich eine kleine Übersicht über den Begriff und über die 
Entwicklungsgeschichte der modernen Enteignung vom ausgehenden 12. Jahrhundert 
bis zum 19. Jahrhundert in einigen europaischen Staaten gegeben. „Unter Enteignung ist 
die zwangsweise Inanspruchnahme privaten Eigentums für öffentliche Zwecke zu 
verstehen, die dem einzelnen ein besonderes Opfer im Interesse der Allgemeinheit durch 
hoheitlichen Akt aufbürdet und in einem rechtlich geordneten Verfahren gegen 
Entschüdigung erfolgt. Der Rechtsbegriff E[nteignung] bezeichnet also nicht jegliche 
Entziehung von Eigentum einzelner durch die öffentliche Gewalt." 2 Die moderne 
Institution der Enteignung tauchte mit der Entwicklung der unverletzlichen Institution 
des bürgerlichen Eigentums, als dessen radikalster, so auch mit der Möglichkeit ihrer 
ganzen Aufhebung verbundene Beschrünkung, erst urn die Wende des 18-19. 
Jahrhunderts in den Gesetzgebungen der Staaten unseres Kontinents auf. Die sich mit 
diesem Thema befassenden deutschen, österreichischen und ungarischen Autoren trotz 
ihrer sonst gegensatzliche Auffassungen vertraten einstimmig die Ansicht, daB die 
Enteignung jenes Recht der Staaten sei, demzufolge kann der Staat das Privatvermögen 
— die Eigentumsrechte oder andere dinglichen Rechte — der Staatsbürger auf Grund 
des öffentlichen Interesses bzw. des Gemeinwohls — mit vollwertigen 
Entschádigungspflicht verbunden — in Anspruch nehmen.' 
' Vgl. Lois sur l'expropration en Hongrie 1836-1944 par József Ruszoly (Szeged). Société Jean Bodin 
pour l'Histoire Comparative des Institutions. Congrés d'Anvers, 8-11 mai 1996. „L'expropiation". Rapport 
général. 19 p. (Vervielfaltigtes Manuskript.) 
2 G. Beusser: Enteignung. HRG 1:941-944. Zitat: 941. Vgl. Ruszoly József: Európa jogtörténete. Az 
„újabb magánjogtörténet" Közép- és Nyugat-Európában. [=Európa's Rechtsgeschichte. Die Neuere 
Privatrechtsgeschichte in Mittel- und West-Európa. Inhalt; 429-430.] Budapest, '1996, 2 1997.  310-31 1. 
' Aus der Literatur: Mittermayer: Gezwungene Eigenthumsabtretung (expropriation pour cause d' utilité 
publique). = Carl von Rotteck — Carl Welcker's Saats Lexikon oder Encyclopaedie der 
Staatswissenschaften. 7:16-28. (Altona, 1839); Meyer, Georg: Das Recht der Expropriation. Leipzig 1868; 
Grünhut, C. S.: Dar Enteignungsrecht. Wien, 1873; Prazak, Georg: Das Recht der Enteignung in Österreich 
unter Berücksichtigung der auswartigen Gesetzgebungen und der einheimischen Spruchpraxis. Prag, 1877; 
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Mit Bezug auf die Stellung der Enteignung im Rechtssystem vertrat die Mehrheit der 
Autoren von 19. Jahrhundert gleiche Ansicht, wonach die Enteignung eine solche 
staatsrechtliche Institution sei, die durch die Übertragung der Vermögensrechte von der 
enteigneten Person (Expropriat) auf den Enteignenden (Expropriant) mit der 
Entschadigungspflicht verbunden grundsatzlich auf dem Gebiete des Privatrechts 
rechtliche Wirkungen hat. 
Zweitens wurde es versucht, das Zustandekommen der einzelnen, diese Institution 
betreffenden ungarischen Gesetze in ihrer chronologischen Reihe darzustellen. Zur Zeit 
des ungarischen Vormrzes waren es: der Gesetzartikel (GA) 25 vom Jahre 1836 über 
den geplanten Ausbau der 13 "kommerziellen Wege" (Eisenbahnlinien und Kanlile), der 
GA 26 vom Jahre 1836 über die Kettenbrücke an der Donau zwischen Buda und Pest, 
der GA 10 vom Jahre 1840 über die Wasserregulierung, der GA 37 vom Jahre 1840 
über den Donau—TheiB Kanal, der GA 40 vom Jahre 1840 über die teilweise durch 
Ungarn laufend geplante Eisenbahnlinie Wien—Triest. 
Zur Zeit des Neoabsolutismus auch in Ungarn wurde das ABGB 1852 eingeführt; die 
besondere Enteignungsfálle wurden durch Ministerialverordnungen über den StraBen-
bau (1854) und über das Wasserbauwesen (1857) geregelt. 
Nach dem österreichisch-ungarischen Ausgleich (1867) wurde von der ungarischen 
Legislative ein allgemeneines Enteignungsgesetz (GA 55 vom Jahre 1868) und ein 
spezielles Gesetz über die Expropriation auf den Gebieten der beiden Hauptstüdte: Buda 
und Pest (GA 56 vom Jahre 1868) angenotnmen. Das letztere diente die Vorbereitung 
des Ausbaus der vereinheitlicher Hauptstadt: Budapest (1872/73). Ein ahnliches 
Speziellgesetz bekam die südungarische Stadt Szeged auch nach der groBen 
Wasserüberschwemmung von der TheiB (GA 19 vom Jahre 1879). 
Dem Drang der Provinzialstdte folgend hatte man sich im Ministerium für 
öffentliche Arbeiten und Verkehrswesen schon im Jahre 1876 einen Gesetzentwurf über 
die Enteignung redigiert. Trotzdem hat der datnalige zustandige Minister Paul Ordódy 
erst am 14. Mai 1880 eine durchgreifende Regelung dieser Rechtsinstitution enthaltende 
Gesetzesvorlage im Abgeordnetenhause eingereicht. Sie wurde von der 
Justizkommission des Hauses nur mit vielen, aber nicht grundlegenden Vernderungen 
versehen beinahe nach einem Jahre wieder dem Plenum des Hauses zurückgesandt. 
Whrend der — mit den vorigen verglichen — etwas heftiger verlaufenen Debatte, am 
25. April 1881 hatte Dániel Irányi, ein führender Mitglied der oppositionellen 48-er 
Unabhangigkeitspartei, der nach dem Freiheitskampf von 1848/49 die gröBte Zeit seiner 
Emigration in Paris verbrachte, dem Beispiel des französischen Enteignungsgesetzes 
vom Jahre 1841 folgend die Einfürung in den Text die "vorherige Entschödigung" (ung. 
"előleges kártalanítás') gefordert, sein diesbezüglicher Vorschlag wurde aber von der 
Majoritat der damaligen liberalen 67-er Regierungspartei, als eine unpraktische, das 
Enteignungsverfahren aulBerordentlich komplizierende und erschwerende Regelung 
empfunden und übergestimmt. Der Komtnissionsvorschlag wurde — abgesehen von 
den, durch das Abgeordneten-, bzw. Magnatenhaus vorgenommenen einigen kleineren 
Hartmann, Bernhard: Das Gesetz über Zwangsabtretung des Grundeigenthums far öffentliche Zwecke von 
17. November 1837 nebst den Abünderungen des Gesetzes zur Ausführung der Reichscivilprozessordnung. 
Würzburg, 1879; Harrer Ferenc: A kisajátítási jog [=Das Enteignungsrecht]. Budapest, 1896; Balás Gábor: 
Magyarországi kisajátítási jog [= Das Enteignungsrecht in Ungarn]. Budapest, 1938; Kampis György — 
Varga József: Kisajátítás [= Enteignung]. Budapest, 1970; Tisza Tibor: A kisajátítás [= Die Enteignung]. 
Miskolc, 1994. 
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Veranderungen — als neues und einheitliches Enteignungsgesetz am 31. Mai 1881 
sanktioniert und verkündet (GA 41 vom Jahre 1881). 4 
Der mit der Regelung von 1868 verglichen keine grundlegenden Veranderungen 
enthaltende Kodex vom Jahre 1881 erweiterte den ungarischen Verhaltnissen und 
Erfahrungen mehr entsprechend die Möglichkeit der Enteignung, verfaBte die aus der 
Enteignung folgende materielle Rechtsverhaltnisse praziser, eindeutiger und — die 
privilegisierte Lage der Hauptstadt aufhebend — vereinheitlichte die Organisations- und 
Verfahrensregelungen. 
Damit beendete sich die erste Phase der Entwicklung der Enteignungsgesetzgebung 
in Ungarn. Die wahrend den spateren Jahrzehnten geschaffene Gesetze haben diese 
Institution mehr oder weniger betroffen, so zum Beispiel durch die Schaffung immer 
neueren Enteignungszwecke, eine neue grundlegende Ánderung aber lieB bis 1951 auf 
sich warten, trotz den Umstanden, daB die diesbezügliche Ansprüche und Wünsche — 
besonders von der Hauptstadt — mehrmals hervorgebracht wurden. 
Aus dieser zweiten Periode der Enteignungs-Legislation von Ungarn nennenswerte 
Gesetze sind: der GA 39 vom Jahre 18 .81 über den Denkmalschutz, die 
Industrieförderungsgesetze (GA 13 vom Jahre 1890, GA 49 vom Jahre 1899, GA 3 vom 
Jahre 1907), das Naturschutzgesetz (GA 4 vom Jahre 1935) und die Bau- und 
Ansiedlungsgesetze (GA 28 vom Jahre 1913, GA 6 vom Jahre 1937). 
Drittens babe ich mich historisch-dogmatisch mit den einzelnen institutionellen 
Teilproblemen — so zum Beispiel mit den allgemeinen Prinzipien, mit den 
Enteignungsfállen, mit den Enteignungsobjekten, mit der Frage der Entschadigung und 
mit der organ isatorisch-prozessuellen Rege lung — beschaftigt. 
Jetzt möchte ich in diesem Kurzreferat eine kleine Zusammenfassung meiner 
Ergebnisse bieten. 	 . 
(1) Sei es mir gestattet vor allem festzustellen, daB die Regelung der Enteignung in 
den kontinentalen Staaten Europas im 19. Jahrhundert enter dem determinierenden 
Einfluf der französischen Gesetzgebung stand. Besonders wichtig war in dieser 
Betrachtung die Rolle des französischen Expropriationsgesetzes vom Jahre 1833. Es ist 
zweifellos festzulegen, daB die ungarische Gesetzgebung sowohl irim Jahre 1836, als 
auch im Jahre 1868 von der französischen Gesetzgebung zum Teil direkt, zum Teil 
indirekt beeinfluBt wurde. 
Man darf natürlich diese Beeinflüssung — und auch im allgemeinen die 
kodifikatorischen Wirkungen einzelner auslandischen Gesetze bzw. Gesetzbücher — 
nicht bloB juristisch betrachten. Im Gegensatz soil man sie im engeren Zusammenhang 
mit der ökonomischen, sozialen und politischén Lage des gegeberien Landes bewerten. 
Die moderne Institution der Enteignung entstand zur Zeit der bürgerlichen 
Umgestaltung der kontinentalen Staaten. Ihre Entwicklung zeigt damit eine Korrelation; 
so zum Beispiel mit der Modernisierung des Verkehrswesens durch den Bau der 
Eisenbahnlinien. Es zeigen auch die Debatten über die Enteignung in der ungarischen 
Reformdiat 1832-1836. Die progressiven Reformpolitiker — Graf István Széchenyi, 
Ferenc Deák, Ödön Beöthy und der junge Lajos Kossuth —, die sich durch die 
Aufhebung der "feudalen" Gebundenheiten Schaffung eines freien bürgerlichen 
Eigentums ihr Wort erhoben hatten, forderten im Interesse des Gemeinwohles auch die 
radikalste Beschrankung des Privateigentums durch ein Enteignungsgesetz. 
° Siehe in autentischer Ülbersetzung im An hang. 
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Das allgemeine Prinzip der Enteignung (expropriatio, kisajátítás) wurde in 
Ungarn auch durch die in den auslandischen Gesetzen wohlbekannten Begriffe 
anzuwendend geschaffen. 
So hatte der Gesetzartikel 25 vom Jahre 1836 das Gemeinwohl des Landes (utilitas 
publica Regni, az ország közjava) zum Grundprinzip der Enteignung erhoben. Der GA 
55 vom Jahre 1868 hatte auch das Gemeinwohl (közjó) als Fundament betrachtet. Der 
GA 56 vom Jahre 1868 hatte daneben auch die speziellen Interessen der beiden 
Hauptstüdten Buda und Pest in Betracht genommen. Endlich hatte der GA 41 vom Jahre 
1881 den Begriff des öffentlichen fallgemeinenj Interesses (közérdek) in Vordergrund 
gestellt. 
Auf dem Gebiete der Enteignungszwecke, bzw. Enteignungsfcille kann man von 
Gesetz auf Gesetz eine stufenweise Ausdehnung feststellen. 
Der GA 55 vom Jahre 1868 hat neben dem Eisenbahn- und Kanalbau und der 
FluBregulierung auch noch zum Zwecke von LandstraBenbauten; zur Entwösserung von 
Moorgebieten und zur Verhinderung der Streifversandungen, sowie auch zum Bau von 
Brücken, zur Aufstellung von Telegrafslinien, Hafen, Lagern und Docks und zu den 
Festungsbauten, die Enteignung ermöglicht. 
Der GA 56 vom Jahre 1868 hat in den beiden Hauptstüdten Ober diese noch auch 
zum Zwecke von a) Bau neuer StraBen, Gassen und Stadtplatze, die VergröBerung der 
schon vorhandenen; b) zur VergröBerung von Schulen, Krankenhauser, humanitare 
Instituten, Gefánngnisse und Arbeitshauser; c) zur Aufstellung von historischen 
Denkmöler und d) noch — durch eine Erganzung der Zentralkommission des 
Abgeordetenhauses — zur Aufstellung von Staatsgebauden (§ 1.), weiterhin noch zum 
Abbau Mr die gesundheitsschödlichen oder feuergefáhrlichen Fabriken die Enteignung 
ermöglicht (§ 2.). 
Der GA 41 vom Jahre 1881 hat die obgenannten Ziele genauerer ingeschrieben bzw. 
voneinander abgegranzt, andererseits hat es noch einige neuere hinzugefügt. Man kann 
als Beispiel noch erwahnen, daB — als Ergebnis eine Erganzung der Kommission — 
wurde der Text: "Regulierung von Flüssen" in: „Reguliegung von flieJ3enden 
Gewcij3ern" (in autentischer Übersetzung: Regulierung der Flusswcisser) abgeandert 
worden, was im gegebenen Falle auch auf die Regulierung von Bachern die Enteignung 
ermöglichte. (Früher gab nur Annahme eines selbstöndigen Gesetzes [GA 13 vom Jahre 
1872] Möglichkeit zur Regulierung des Baches Sink in Süd-Siebenbürgen [heute: 
Rumönien].) Als eine Neuerung kann zum Beispiel der 11. Punkt des § 1 dienen, der den 
Bau von Staatsgebauden und öffentlichen Institutionen auf dem ganzen Landesgebiet 
zur Rechtsgrundlage einer Enteignung erhob. Bedeutend waren jene Paragraphen des 
Gesetzes, die den landlichen Ansprüchen entsprenchend, die Verordnung von lokalen 
Enteignungen regulierten. Der Gesetzgeber machte den AusmaB dieser Enteignungen 
von der rechtlichen Stellung und von der Gewohnerzahl der betreffenden Gemeinde 
(Stadt) abhangig. Der Kodex entgegen der früheren allgemeinen Regelungen — die 
Enteignung ermöglichten — erlaubte jetzt auch die Enteignung zum Zwecke der 
Vergröf3erung und zweckmáf3igeren Umgestaltung bzw. Einrichtung bestimente Bauten. 
Die Enteignung konnte nach den ungarischen Regelungen grundsatzlich und 
ausgesprochen auf Liegenschaften (in autentsicher Übersetzung: Realitát, 
„unbewegliche Sache") — d.h. auf Grundstücke bzw. Gebaude — vorgenommen 
werden. Es wird hier ein standiges Regel von der Zeit des Dualismus zitiert, wonach 
"die Enteignung kann weder die rechtliche Qualitat des enteignenden Grundstückes, 
noch der soziale Stand des Eigentümers oder Besitzers verhindern". Es ist interessant 
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und bemerkenswert, daB die Gebiete der enteignungsbaren Ligenschaften parallel mit 
der Ausdehnung der Enteigungszwecke bzw. Enteignungsfalle enger geworden wurden. 
Man darf die Liegenschaften, die wissenschaftliche oder aradere gemeine Zwecke — so 
religiöse, kirchliche, ehrfrüchtige und Bildungszwecke — dienten, auf industrielle 
Zwecke nicht enteignen (GA 13 vom Jahre 1890, GA 49 vom Jahre 1899, GA 3 vom 
Jahre 1907). Die Gesetzte für Industriebeförderung ermöglichten ursprünglich ( 1890, 
1899) Mr den Bau der industriellen Objekte nur solche landwirtschaftliche Gebiete 
enteignen, die in "gemeinem Eigentum" (közületi tulajdon) — d.h..im Eigentum einer 
Gemeinde, eines Munizipiums oder des Staates — waren. Als Minister Mr Handel 
Ferenc Kossuth (Sohn von Lajos Kossuth) versuchte in seiner Gesetzesvorlage 1907 die 
Enteignung für industrielle Zwecke auf die in Privateigentum stehenden 
landwirtschaflichen Besitze erweitern, traf er im Abgeordnetenhaus mit einem groBen 
Widerstand. Nach heftigen Debatten ist es ihm gelungen, einen kleinen Schritt vorwarts 
zu tun. Nach dem GA 3 vom Jahre 1907 darf man zum Zwecke industrieller, 
landwirtschaftlicher und forstlicher Betriebseisenbahnlinien, Leitungen verschiedener 
Art und Wasserwerke auch in Privateigentum stehende landwirtschaftliche und 
forstliche Gebiete inanspruchnehmen. 
Vielleicht soli man auch als eine Spezialitat betrachten, daB eine Möglichkeit auch 
auf die Enteignung der mit dem Grundstück verbundenen Rechte „feudalen" Ursprungs 
[Realrechte] gegeben war. Solche waren hauptsachlich die verschiedenen 
innerstaatlichen Zollrechte. Daneben wird es hier noch erwahnt, daB der GA 41 vom 
Jahre 1881 eine Möglichkeit auf die provisorische Enteignung des Schankrechts zum 
Zwecke der Aufstellung der Bahnhofgaststatte (ung. resti) bot. 
(5) Die ungarische Gesetzgebung lag ein groBes Gewicht auf die Entschüdigung, die 
ja das grundlegende Element der modernen Enteignung war. So hatten der GA 25 vom 
Jahre 1836 über eine vollkommene und vollwertige Schadloshaltung (bonaficatio plena 
et adaequata; tökéletes és teljes mérvű kárpótlás), die Gesetzartikel von der Zeit des 
Dualismus über eine tatsüchliche und vollstöndige Entschüdigung (valódi és teljes 
kártalanítás) gesprochen. (In der autentischen Übersetzung von § 23 des GA-s 41 vom 
Jahre 1881: wirkliche und voile Entschüdigung.) 
Im Bezug des Termins der Entschüdigung kann festgestellt werden, daB die 
ungarische Gesetzgebung niemals die vorherige Entschüdigung deklariert hat. Der 
Expropriant erwarb den Besitz gleichzeitig mit der administrativen Entscheidung über 
die Enteignung, aber das Eigentum des Objekts auf ihn vom Expropriat nur nach der 
Entschüdigung übereignet worden war. 
(6) Das Organisations- bzw. Verfahrenssystem der Enteignung war immer eine 
Streitfrage in der Gesetzgebung. Im Jahre 1836 betrachtete die Mehrheit der Ablegaten 
die Enteignung als eine gesetzgeberische Aufgabe. Sie wollten nach dem englischen 
Beispiel (privatbill) von Fall zu Fall die einzelnen Enteignungsansprüche der 
Privatunternehmungen in Rahmen spezieller Gesetzartikel regulieren. Es war aber bei 
uns praktisch unlösbar, weil der stündische Reichstag — dem englischen Parlament 
gegenüber — nur selten, in jeden drei Jahren tagte. Von dieser Ursache ausgehend 
wollte der Reichstag eine standige Landeskommission (országos állandó küldöttség) 
wühlen und mit der Aufgabe der Erledigung der Enteignungsansprüchen zwischen den 
Diten beauftragen. Nach diesem Plan hatten die allen Enteignungsangelegenheiten — 
die Bewilligung der Unternehmung, die Abtretung des Grundstückes, die Feststellung 
der Schadloshaltung und auch die praktische Ausführung — auf diese Kommission 
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überlassen worden. Es war aber schon eine heikle Verfassungsfrage! Der König 
Ferdinand stimmte natürlich zu diesem neuen Standeorgan nicht zu. 
So sind auch in Ungarn vom Anfang an — als in Österreich and allgemein in Europa 
auch — die Kompetenzen im Bezug der Enteignung geteilt worden. Mit gewif3er 
Verallgemeinierung kann man sagen, daB die Bewilligung der Enteigung prinzipell die 
Aufgabe der Gesetzgebung blieb. Seit dem Dualismus gehörte der 
Enteignungsbewilligung in die Kompetenz des zustadigen Ministers. Er war nach 
Hauptregel der Minister fir öffentliche Arbeiten and Verkehrswesen (in autentischer 
Übersetzung: Minister fir öffentliche Arbeiten and Kommunikation [!]). Seit der 
Abschaffung dieses Ministeriums durch GA 18 vom Jahre 1889 wurde diese Kompetenz 
zwischen dem Minister fir Handel and dem Minister fir Landwirtschaft verteilt. Die 
Aufstellung eines Enteignungsplanes and die Entscheidung über die- Enteignung (d.h. 
das Abtretungsverfahren) gehörte zur Kompetenz der lokalen, autonomen Verwaltung; 
die Feststellung der Entschadigung (d.h. das Entschadigungsverfahren) fiel in die 
Kompetenz der ordentlichen Gerichte. 
Als eine Besonderheit können wir erwahnen, daB nach dem GA 56 vom Jahre 1868 
auf dem Gebiete Buda and Pest fir das Entschadigungsverfahren stall des ordentlichen 
Gerichtsstuhles — dem englischen and französischen Muster gemaB — aus den 
Hausbesitzern bestehendes spezielles Schwurgericht beauftragt wurde. 
Zur Feststellung der Entschadigung — im Falle, wenn bei der Anfertigung des 
Enteignungsplanes diesbezüglich keine gütliche Vereinbahrung vorgenommen wurde — 
die Zustndigkeit jenem Gerichtsstuhl (törvényszék) zukam, der übrigens Besitzgericht 
[Kausalgericht] — in der urspünglichen Fassung "Sachgericht" — des enteigenden 
Grundstücks war (GA 55 vom Jahre. 1868). 
Der Gerichtsstuhl hat unmittelbar nach der Entgegennahme des Enteignungsplanes 
zwischen den Parteien eine an Oil and Stelle vorzunehmende Verhandlung angeordnet; 
dazu hat er eine Gerichtsdelegation [Gerichtskommission] entsandt (einen Richter and 
einen Protokollführer). Diese Delegation hat zwischen den Parteien das 
Zustandekommen einer gütlichen Vereinbarung zu unternehmen versucht, dann — unter 
der Mitwirkung der Parteien — eine, aus drei Mitgliedern bestehende 
Schátzungskommission aufgestellt, mit der Aufgabe, eine Schützung des Grundstückes 
vollzuziehen, worüber sie einen Bericht erstattete. Die Delegation hat die wahrend 
dieses Vorberéitungsverfahrens zustandegekommenen Akten — die Dokumente über die 
Vereinbarung, bzw. den Bericht der Schützungskommission — dem Gerichtsstuhl 
unterbreitet, der auf Grund dieser Akten ohne die Vernehmung der Parteien meritorisch 
entschied. Diese Entscheidung muBte: a) die genaue Umschreibung des zu enteignenden 
Grundstückes, and b) die Art and MaJJ der Entscháidigung enthalten. Die vom 
Entscheid betroffene Partei konnte aber gegen diese nur wegen die Verletzung der auf 
das Entschadigungsverfahren bezogenen prozessuellen Regeln eine 
Nichtigkeitsbeschwerde erheben, über die dann der königliche Kassantionshof 
(ursprünglich die königliche Septemviraltafel) rechtsgültig entschied. 
Eine wesentlichere Ánderung wurde 1881 beim Entschdigungsverfahren 
unternommen, indem die fir das Grundstück zustandigen Sachgerichte [Kausalgerichte] 
bildenden königlichen Gerichtsstühle (kir. törvényszék) in erster Instanz generell 
zustandig wurden. Das erstinstanzliche allgemeine Verfahren wurde im wesentlichen 
nicht geandert, gegen den gefállten Urteil aber staff der auf formellen Gründen 
erhobenen Nichtigkeitsbeschwerden — als es schon auch vom GA 19 vom Jahre 1879 
bestimmt wurde — gegen die Art and Weise bzw. MaB der Entschadigung eine 
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Appellation zur königlichen Gerichtstafel [Tafel] (kir. ítélőtábla), und von dieser 
Instanz zum obersten Gerichtshof: zur königlichen Kurie (kir. Curia) ermöglicht wurde. 
Zusammenfassend stellt man fest, daB die heimatliche Einführung der Enteignung 
(1836), die Vervollstndigung ihrer Anwendung (1868) und ihre Kodifizierung (1881) 
zusammen mit der westeuropüischen Entwicklung geschah. Unsere Enteignungsgesetze 
haben zu ihrer Zeit die entwickeltsten Lösungen entscheidend französisches Ursprungs 
übernommen und damit die heinatliche bürgerliche Entwicklung befördert. 
Der Gesetzartikel 41 vom Jahre 1881 blieb — mit gewif3en Erweiterungen und 
Modifikationen — bis zum Jahre 1951 in Geltung. Einzelne Gesetze (so zum Beispiel 
das Baugesetz vom Jahre 1937) erweiterten die Rechtstitel, aber sie bráchten keines 
Novum in die fundamentale Konstruktion dieser Rechtsinstitution. 5 
' Publikationen des Verfassers zu diesem Thema: Zur Geschichte der Regelung der Enteignung 
in Ungam im 19. Jahrhundert. (Szeged, 1974) /Rechtshistorische Konferenz Krems, Szegediner 
Referate/; A kisajátítás törvényi szabályozásának története Magyarországon (1836-1881). Acta Jur. 
et Pol. Szeged, Tom. XXIV. Fasc. 3. (1977). Zusammenfassung: Geschichte der gesetzlichen 
Regelung der Enteignung•in Ungarn (1836-1881) (8-40.); A kisajátítás törvényi szabályozásának 
története Magyarországon (1881—'1944). Acta Oeconomica Szeged, Tom. 1. Fasc. 20. (Separatum aus 
der Festschrift Nagy Lajos Emlékkönyv, 1996). Inhalt: Geschichte der gesetzlichen Regelung der 
Enteignung in Ungarn (1881-1944). (286.); Kisajátítási törvények Magyarországon (1836-1944). 
Jogtudományi Közlöny, 1996. április, 153-161. Summary: Acts on Expropriation in Hungary 
(1936-1944). Zusammenfassung: Gesetze fiber die Enteignung in Ungarn 1836-1944. 
Neuveröffentlichung in: Ruszoly József: Alkotmány és hagyomány. Újabb jog- és 
alkotmánytörténeti tanulmányok. Szeged, 1997. 253-265. 
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ANHANG 
(Eine Quellenedition) 
XLI. Gesetz-Artikel vom Jahre 1881 
über die Enteignung 
(Sanktionirt am 29. Mai 1881. — Verlautbart in beiden Htusern des Reichstages am 31. Mai 1881.) 
I. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen. 
1. Die Enteignung kann nur im allgemeinen Interesse und nur in folgenden Füllen Statt 
haben: 
behufs Baues von öffentlichen Strassen und Brücken; 
behufs Errichtung von, zur allgemeinen Benützung dienenden Lokomotiv- oder Pferde-
Eisenbahnen; 
behufs Baues von, zur Schiff-Fahrt, Ableitung der Hochwasser, oder Berieselung 
dienenden Kanlen; 
behufs Regulirung der Flusswasser; 
behufs Abzapfung von stehenden Wassern und Sümpfen, behufs Drainagen und Ableitung 
von Binnenwassern; 
behufs Errichtung von Schutzdammen gegen Hochwasser; 
behufs Baues von, zur allgemeinen Benützung dienenden Hafen, Docks und Entrepots; 
behufs Bindung des Flugsandes; 
behufs Errichtung von Telegraphen; 
behufs Kriegsbefestigungen; 
behufs Errichtung von Staatsgebauden und Anstalten, und Eröhung der Sicherheit der 
zum Vollzuge der Freiheitsstrafen bestimmten Gebaude und Anstalten; 
behufs Vergrösserung oder zweckmassigen Einrichtung der in den obigen Punkten 
erwahnten Unternehmungen (Arbeiten); 
in all jenen Füllen, in welchen dies das Enteignungs-Gesetz besonders feststellt. 
2. In Gemeinden kann die Enteignung ausser den im § 1 erwahnten Fallen noch Statt haben 
zum Zwecke der Eröffnung von neuen Gassen und öffentlichen Platzen, Errichtung von 
allgemeinen Friedhöfen und Gemeindewegen, des Baues von Schulen, allgemeinen 
Krankenhausern, öffentlichen Badern, Kasernen und der dazu gehörigen Gebaude der Einführung 
von zur allgemeinen Benützung dienenden Wasser- und Gasleitungen, der Herstellung von, aus 
Rücksicht der öffentlichen Reinlichkeit und Sanitat vorzunehmenden Kanalisirungen und zum 
Zwecke der Vergrösserung oder zweckmassigen Einrichtung aller dieser Unternehmungen. 
§ 3. In Stadten, welche mit Munizipalrecht bekleidet sind, sowie in Stadten, welche einen 
geregelten Magistrat besitzen und mehr als 10.000 Einwolmer zahlen, kann die Enteignung ausser 
den in den §§ 1 und 2 angeführten Fallen aus dem Gesichtspunkte des allgemeinen Sanitats-, 
Verkehrs-, Handels- und öffentlichen Sicherheits-Zwecken dienenden öffentlichen Gebauden und 
Anstalten, sowie behufs deren Vergrösserung oder zweckmassigeren Einrichtung : 
4. Auf dem Gebiete der Hauptstadt Budapest kann ausser den in den §§ 1, 2 und 3 
angeführten Fallen die Enteignung im öffentlichen Interesse noch Statt haben behufs Errichtung 
von, den allgemeinen Kultur- und Verschönerungs- oder anderen öffentlichen Zwecken 
dienenden öffentlichen Gebauden und Anstalten, oder behufs deren Vergrösserung oder 
zweckmassigeren Einrichtung. 
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5. Das Enteignungsrecht für jede einzelne Unternehmung ertheilt, — insoferne dies nicht 
ein specielles Gesetz bewilligt, oder das specielle Gesetz nicht anders verfügt, — der Minister fir 
öffentliche Arbeit and Kommunikation. 
Bei solchen Unternehmungen oder Arbeiten, zu deren Ausführung im Sinne der bestehenden 
Gesetze eine behördliche Konzession oder Genehmigung erforderlich ist, ist das 
Enteignungsrecht nur dann zu ertheilen, wenn das betreffende Unternehmen von der dazu 
berutenen Behörde bewilligt, oder wenn die Austúhrung der betreffenden Arbeit von der hiezu 
kompefenten Behörde beschlossen worden 1st. 
Wenn auf dem Gebiete der Hauptstadt Budapest die Durchführung einer der in den §§ 1, 
2, 3 and 4 erwahnten Unternehmungen oder Arbeiten von Seite der Regierung ohne der Initative 
der Hauptstadt beschlossen worden ist, so kann die Hauptstadt gegen den diesbezüglichen 
Beschluss binnen 15 Tagen vor den amtlichen Verstndigung gerechnet, an den_jenigen Minister, 
welcher die Arbeit beschlossen, einen Vortrag erstatten; and kann in dem Falle, wenn die 
aufgetauchten Schwierigkeiten nicht im Wege gegenseitiger Aufklrungen behoben werden 
können, — die Arbeit nur nach erfolgter Bewilligung von Seite der Gesetzgebung durchgeführt 
werden. 	 . 
Zu den Vorarbeiten der im § 1 aufgezhlten Unternehmungen ertheilt die Bewilligung in 
der Regel der Minister fur öffentliche Arbeiten and Kommunikation. 
Bei Bauten von Gemeindewegen oder Eisenbahnen, welche nur auf dem Gebiete einer 
Gemeinde behufs Hebung des inneren Verkehrs errichtet werden, sowie in jenen Füllen, in 
welchen die in den Punkten 5, 6 and 8 des § 1 aufgezühlten Unternehmungen sich nur auf die 
Gemarkung einer Gemeinde beschranken, kann auch der Vizegespan oder Bürgermeister der 
betreffenden Jurisdiktion die Bewilligung zur Vornahme der Vorarbeiten ertheilen. 
Auf Grund der ertheilten Konzession zu den Vorarbeiten ist Jedermann verpflichtet, die 
behufs Festellung der Trace and Anfertigung der Plane nothwendigen technischen Arbeiten and 
Materialsondirungen auf seinem Besitze unentgeltlich zu dulden. 
Der Unternehmer ist verpflichtet, den Oa and die Zeit des Beginnes der Vorarbeiten 
wenigstens 3 Tage vor dem Beginne bei der Vorstehung der betreffenden Gemeinde zur Anzeige 
zu bringen, and hat letztere hievon die interessirten Besitzer einzeln oder mittelst einer dem 
amtlichen Gebrauche entsprechenden Verlautbarung zu verstündigen. 
Sollte bei Gelegenheit der Vornahme der Vorarbeiten irgend Jemandem ein Schaden zugefügt 
werden, so haben die Anfertiger der Vorarbeiten den Schaden allsogleich zu ersetzen. Behufs 
Sicherstellung dieser Schadenersatz-Verpflichtung kann der Vizegespan oder Bürgermeister der 
betreffenden Jurisdiktion über Verlagen einer interessirten Partei die Deponirung einer 
verhültnissmüssigen Kaution - anordnen and bis zum Erlage dieser Kaution den Beginn oder die 
Fortsetzung der Vorarbeiten verbieten. 
Auf Grund der ertheilten Konzession zu den Vorarbeiten sind die administrativen Behörden 
verpflichtet den Unternehmer oder dessen Betrauten in ihrem Vorgehen zu unterstützen. 
Den Gegenstand der Enteignung kann nur eine unbewegliche Sache bilden. 
Weder die Qualitat der zu enteignenden Realitüt, noch , jene des Beitzers kann die Enteignung 
behindern. 
Durch die Enteignung wird das lastenfreie Eigenthumsrecht der Realitüt, oder deren im 
gegenwartigen Gesetze normirte zeitweilige Benützung erworben. 
Mit der Enteignung irgend einer Realitüt erwirbt die Unternehmung nicht jene Rechte, welche 
im Hinblick auf die Regalrechte, oder bezüglich der den Gegenstand der Proportion oder der 
Urbarialregulirung and Segregation etwa bildenden gemeinschaftlichen Gebiete dem Inhaber der 
enteigneten Realitüt gebühren. Diese Rechte bleiben das Eigenthum des die Enteignung 
erleidenden Eigenthümers. 
Das Enteignungsrecht erstreckt sich nur auf jene Grundflache, welche nach den von 
Seite der kompetenten Behörde genehmigten Plnen zur Ausführung, Umnderung, 
Vergrösserung, zweckmüssigeren Einrichtung oder Erhaltung des Unternehmens nothwendigen 
Stein-, Schotter-, Sand-, Erde- and Ziegelmaterialien oder zur Ablagerung der übertlüssigen 
Materialien and zur Ableitung des Wassers erforderlich ist; hieher gehört auch der nothwendige 
Raum zur Herstellung der zu dieser Grundflche führenden unumgnglich erforderlichen Wege. 
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§ 12. Wenn zur plangemtissen Errichtung einer Unternehmung nur ein Theil irgend eines 
Besitzkomplexes enteignet wird, hat die Unternehmung auf die im * 15 bestimmte Weise dafür 
Sorge zu tragen, dass die von der Unternehmung nicht beanspruchten Theile des Besitzes ihrer 
früheren Bestimmung gemüss zweckmüssig benützt werden können. 
13. Im Falle der Enteignung eines Theiles eines Besitzkomplexes hat der Eigenthümer das 
Recht, die Enteignung des ganzen Besitzkomplexes in folgenden Füllen zu fordern. 
1. Bei Extravillanbesitz: 
wenn der nicht in Anspruch genommene Theil des Besitzkomplexes in Folge der 
Enteignung unbrauchbar wird: 
wenn der übrigbleibende Theil kleiner als der vierte Theil des der Enteignung 
unterzogenen ganzen Besitzkomplexes ist. Dieses Recht steht dem Eigenthümer in jenen 
Gemarkungen nicth zu, in welchen die Kommassation noch nicht durchgeführt ist, ausser, wenn 
die zu enteignende Grundflache von. solcher Beschaffenheit ist, dass selbe im Wege der 
Kommassation den Gegenstand eines Austausches nicht bildet (Obstgarten, Weingebirg u. s. w.); 
wenn der Besitzkomplex durch die Enteignung in mehrere Theile zerstückelt wird, kann 
der Eigenthümmer die Enteignung nur bezüglich jenes Theiles forden, bezüglich dessen die in 
den Punkten a) oder b) aufgezühlten Bedingungen vorhanden sind. 
2. bei Intravillangrüdnen: 
wenn von mehreren zu einem Wirthschafts-, Fabriks- oder Industrie-Etablissement 
gehörenden Gebüuden eines, oder wenn ein Theil der zu densellben gehörigen Grande unter die 
Enteignung fallt and hiedurch der Fortbetrieb des Geshüftes urmöglich gemacht wird; 
wenn der Inhaber in der Ausübung des mit dem Grunde in Verbindung stehenden Rechtes 
oder Geschüftes durch die Enteignung gnzlich behindert, oder der Gebrauch beziehungsweise 
die Fortsetzung desselben urn Vieles kostspieligen würde. 
In den in den letzteren Punkten a) and b) aufgezühlten Füllen hört das Recht des 
Eigenthümers die Enteignung zu fordern auf, wenn der Enteignende sich ernötig macht, den 
Grundkomplex mit einer mit demselben in Verbindung stehenden anderen Grundflüche derart zu 
engünzen, dass derselbe auch hach erfolgter Enteignung des einen Theiles seinem früheren 
Zwecke erwiesenermassen entsprechen wird, and wenn in diesem Falle der Enteignende statt des 
zu enteignenden Gebaudes ein ebensolches Gebaude herzustellen, oder die günzliche 
Entschüdigung im vollen Werthe zu leisten sich anheischig macht. 
Das auf der der zu enteignenden Grundflüche befindliche Gebüude, Wasserwerk oder sonstige 
Zugehör ist immer im Ganzen, nie aber theilweise Gegenstand der Enteignung. 
Im Falle der Enteignung des Weg-, Brücken- and Ueberfuhr-Mauthrechtes ist der 
Enteignende verpflichtet, inwieferne dies der Eigenthümer wünscht, auch die zum Zwecke der 
Ausübung dieses Rechtes bestehenden Gebaude zu enteignen. 
§ 15. Durch das ins Leben zu rufende Unternehmen kann die Benützung der Besitze der 
benachbarten Besitzer nicht behindert, and über die Nothwendigkeit hinaus nicht erschwert 
werden. 
Der Enteignende ist demnach verplichtet die zu den Nachbarbesitzen führenden Wege, 
Ueberfuhren and Brücken, sowie die zur Ableitung der Wüsser erforderlichen Graben, Kanüle 
and Schleussen auf die bezüglich der übrigen in der Gemeinde befindlichen gleichen Objekte 
bestehende Weise, and eventuel entsprechend den durch die Unternehmung geanderten 
Verhültnissen herzustellen, and steht demselben das Recht zu, auch die zu diesem Zwecke 
erforderlichen Grundstücke in den Enteignungsplan aufzumehmen. 
Die Erhaltung dieser Objekte im brauchbaren Zustande .obliegt in dem Falle der 
Unternehmung, wenn dieselben auf einem solchen Gebiete liegen, welches die Unternehmung 
auch für ihre eigenen Zwecke benützt; in einem anderen Falle belastet die Erhaltung die 
Unternehmung nur in jenem Theile, inwieferne die Erhaltung mehr kostet, als dies ,bei dem zu 
diesem Zwecke bestandenen Objekte vor der Enteignung der Fall war. . 
16. Die Unternehmungen von Lokomotiv-Eisenbahnen and von zur Dampfschiff-Fahrt 
bestimmten Wasserstrassen .sind verpflichtet in den Enteignungsplan such jene Gebaude 
aufzunehmen, welche innerhalb des normalmassigen Feuerrayons liegen. 
Der norínalmüssige Feuerrayon ist folgender: 
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bei, aus feuerfestem Materiale gebauten and mit solchem Materiale gedeckten Gebauden, 
deren gesammte Oeffnungen mit Fenstern oder Thüren verschlossen werden können, 8 Meter; 
bei Gebauden mit Holz- oder Schindel-Wanden oder mit solcher Bedachung, deren 
Oeffnungen ebenfalls in obiger Weise verschlossen werden können, 20 Meter; 
bei Gebauden mit Stroh, Matten, Rohr- oder Schliftbedachung, sowie bei Gebauden, deren 
Oeffnungen mit Fenster oder Thüren nicht zu verschliessen sind, ferner bei Dreschplatzen, welche 
zur Ablagerung von Stroh oder Hen regelmassig benützt werde 60 Meter; 
bei Gebauden, welche zur Verfertigung oder Aufbewahrung von explodirbaren Stoffen 
dienen, 100 Meter. 
Diese Rayons sind bei Eisenbahnen urn den doppelten Höhenunterschied zwischen dem 
Bahnniveau and dem Gebaudefirste beziehungsweise der Terrainhöhe des Dreschplatzes zu 
vegrössern, wenn der Gebaudefirst beziehungsweise die Terrainhöhe des Dreschplatzes urn mehr 
als 2 Meter höher liegte, als das Bahnniveau. 
Gebaude, welche auf einem Terrain liegen, das um mehr als 6 Meter höher ist, als das 
Bahnniveau oder die Oberflache des schiffbaren Wasserlaufes, bilden weder Gegenstand der 
Enteignung, noch der Umanderung. 
Zur Bestimmung der Feuerrayons ist als Basis zu nehmen, bei Eisenbahnen die 
Entfernung zwischen dem zumeist hervorspringenden Punkte des Gebaudes and der in der freien 
Bahn diesem Punkte zunachst liegenden Geleisaxe, in Stationen dagegen dem diesen Punkte 
zunachst liegenden aussersten dem diesen Punkte zunachst liegenden aussertsen Rande des 
Bahnniveaus, bei zu Zwecken der Dampfschiff-Fahrt auszuführenden Flussregulirungen, Kanal-
und Hafenbauten aber die Entfernung zwischen dem zumeist vorspringenden Punkte des 
Gebaudes, and der diesem Punkte zunachst liegenden . Grenzlinie des schiffbaren Wasserlaufes. 
Der im § 16 festgesetzte Feuerrayon kann bei Eisenbahnen von ausschliesslich lokalem 
Interesse im Allgemeinen and auch bei anderen Eisenbahnen dann verringert werden, wenn die 
nicht feuersicheren Gebaude oder Dreschlpatze entweder durch feuersichere Gebaude odes durch 
lebende Baume verdeckt sind. 
In diesen Fallen bestimmt den Feuerrayon and bei Bahnen von ausschliesslich lokalem 
Interesse die diesbezüglich anzuwendenden Vorsichtsmassregeln der Minister für öffentlichen 
Arbeiten and Kommunikationen. 
Die Unternehmung ist verpflichtet, die unter dem Titel des Feuerrayons in den 
Enteignungsplan aufgenommenen Gebaude entweder auf die den Feuerrayons-Vorschriften 
entsprechende Weise feuersicher zu machen, oder selbe zu enteignen. 
Der Eigenthümer kann die Enteignung der in den Feuerrayon fallenden Dreschplatze nicht 
fordern, sondern muss sich mit der Bezahlung desjenigen Werthverlustes bengügen, welcher 
dadurch entsteht, dass das betreffende Gebiet nicht mehr als Dreschplatz benützt werden kann. 
Nach dem Beginne des Baues können auf dem innerhalb 60 Meter Entfernung von dem 
im § 16 beschriebenen Punkte liegenden Grunde Dreschplatze durchaus nicht errichtet and 
Gebaude nur mit Bewilligung der betreffenden Behörde aufgeführt werden. 
Vor Ertheilung der Bewilligung ist die betreffende Unternehmung einzuvernehmen and im 
Falle eines Rekurses die Angelegenheit behufs Entscheidung dem Minister fill- öffentliche 
Arbeiten and Kommunikationen zu ianterbreiten. 
21. In den unter den §§ 3 and 4 fallenden Stadten sind die Besitzer verpflichtet bei jedem 
öffentlichen oder Privatbahne die von Seite der betreffenden Behörden genehmigten 
Bauvorschriften, sowie die behufs der Regulirung der Gassen and Platze festgestellten 
Regulirungslinien einzuhalten. 
Wenn der Eigenthümer durch die Einhaltung der Regulirungslinien einen Theil seines 
Grundes zur Regulirung der Gasse oder des Platzes zu überlassen gezwungen ware, so geht die 
derail überlassene Grundflache unter dem Rechtstitel der Enteignung in das Eigenthum der 
Gemeinde über, and ist die Stadt verpflichtet den wirklichen and vollen Schützungswerth der 
Grundflache bei Aufstellung des Dachstuhles des neuen Gebaudes in Baarem zu entrichten; bei 
der Leistung dieser Baarzahlung beziehungsweise bei der Deponirung des Schatzungswerthes zu 
Gerichtshanden sind die im Abschnitt IV des gegenwartigen Gesetzes enhaltenen Bestimmungen 
einzuhalten. 
318 — JÓZSEF RUSZOLY 
Wenn hingegen der Eigenthümer des Grundes, in Folge der Einhaltung der Regulirungslinien 
einen Theil der Gasse oder des Platzes seinem Grunde einzuverleiben bemüssigt ware, so geht 
diese Grundflache unter dem Rechtstitel der Enteignung in das Eigenthum des 
Grundeigenthümers über and ist dieser verpflichtet den wirklichen and vollen Schatzungswerth 
dieser Grundflche'vor Beginn des Baues zu Gunsten der Stadt in Baarem zu bezahlen. 
Der Schatzungswerth dieser Gasse-, Platz- oder Grund-Extensionen wird, wenn kein 
Einverstandniss zwischen den Parteien zu Stande kommt, nach den Bestimmungen des 
Abschnittes IV des gegenwartigen Gesetzes festgesetzt and ist der Bürgermeister der betreffenden 
Stadt verpflichtet, den Enteignungsplan der überlassenen oder übernommenen Grundextension 
behufs Einleitung des Enteignungsverfahrens dem betreffenden Gerichte unverzüglich 
vorzulegen. 
22. Auf dem Gebiete der Hauptstadt Budapest treten behufs Regulirung der Hauptstadt noch 
folgende Vorschriften in Kraft. 
Im Falle der entweder ganz oder nur theilweise vorzunehmenden Regulirung 
hauptstadtischer Strassen oder Platze können die in eben derselben Gasse oder auf eben 
demselben Platze befindlichen Gebaude and Gründe, welche den Ansprüchen des durch die 
Regulirung anzustrebenden Zweckes nicht entsprehen, ferener jene Gebude, welchen rückwarts 
der Regulirungslinie der projektirten neuen Gasse oder des neuen Platzes stehen, der Enteignung 
unterzogen werden; wenn die Eigenthümer in ihren, über Aufforderung der hauptstadtischen 
Behörden auszufertigenden and auf die betreffende Realitüt grundbücherlich vozumerkenden 
schriftlichen Erklrungen sich nicht verbindlich machen, dass sie im Zeitraume von drei Jahren 
ein den erwahnten Anforderungen entsprechendes Gebüude auffüheren, beziehungsweise ihre 
Gebaude entsprechend der Regulirungslinie ausbauen werden. 
Wenn die Eigenthümer die Erklaung binnen der in der Aufforderung der hauptstüdtischen 
Behörde anberaumten Zeitfrist nicht unterfertigen, oder wenn die in der Erklrung festgesetzeten 
drei Jahre verstreichen, ohne dass die Betreffenden ihren in der Erklrung enthaltenen 
Verpflichtungen nachkommen, ist die Enteignung allsogleich in Angriff zu nehmen. 
Wenn von der in der Hauptstadt enteigneten Realitt ein zu den in Austűhrung begriffenen 
Arbeiten nicht benöthigter solcher Theil übrig bleibt, welcher eine Front auf die Gasse oder auf 
den Platz hat, — and welcher, was seine Ausdehung oder Form betrifft, nicht geeignet ist, dass 
auf demselben ein den Bauvorschriften entsprechendes Gebaude aufgeführt werde, so steht dem 
Enteignenden das Recht zu, die benachbarte Realitt ebenfalls zu enteignen, and den erwahnten 
Theil mit dieser Realitt zu vereinen, ausser es würde einer der Nachbaren sich bereit erkldren, 
diesen Theil im Schatzungswerthe zu übernehmen and mit seinem Grunde zu vereinen. 
Von den Nachbaren hat derjenige die Prioritüt, dessen Grund eine kleinere Gassenfront hat, 
beziehungsweise eine kleinere Ausdehnung besitzt. 
Die Aufforderung der Nachbaren hat auf jedem Falle im Wege der hauptstüdtischen Behörde 
zu erforlgen and wenn die Nachbaren sich binnen der anzuberaumenden Zeitfrist zu Uebernahme 
der Grundextension nicht bereit erklren, so kann gegen dieselben die Enteignung allsogleich in 
Angriff genommen werden. 
Wenn der Nachbar zur Uebernahme der Grundextension bereit ist, über den Schatzungswerth 
derselben aber kein Uebereinkommen zu Stande kommt, so ist der Schatzungswerth im Sinne der 
in den Abschnitten II and IV des gegenwrtigen Gesetzes enthaltenen Bestimmungen 
festzustellen and hat die enteignende Partei zu diesem Zwecke den Enteignungsplan dem 
betreffenden Gerichte allsogleich vorzulegen. 
Wenn die enteignende Partei binnen 90 Tagen von dem letzten Tage der, in der im Sinne 
des 1. Punktes ausgestellten Erklrungen bestimmten drei Jahre, oder von der, zu der Ausstellung 
der in den Punkten 1 and 2 erwahnten Erklarungen bestimmten Frist gerechnet, das Enteignungs-, 
beziehungsweise Entschadigungsverfahren nicht anstrengt, so erlischt das im Sinne dieses 
Paragraphes ihm zustehende Enteignungsrecht. 
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11. Abschnitt 
Von der Entschödigung 
§ 23. Die Enteignung wird gegen wirkliche and voile Entschadigung veranlasst. 
Bei Feststellung der Entschüdigungsumme ist nicht nur der Werth der enteigneten Realitüt in 
Rechnung zu nehmen, sondern: 
auch der Werthverlust, welchen die Realitat durch die Verstümmelung oder durch das 
Zerreissen in machen Theilen erleidet; 
auch die Umgestaltungskosten, welche erforderlich sind, dass die Ralitt, von welcher ein 
Theil enteignet wurde, in eben derselben Weise wie vor der Enteignung benützt werden könne; 
auch das Kapital des Kostenmehrbetrages, welches die Benützung des verbliebenen 
Besitztheiles nach der Enteignung im Vergleiche zu dem Zustande vor der Enteignung, erfordert. 
§ 24. Die auf der zu enteignenden Realitat vorgefundene stehende Fechsung, Setzlinge and 
die ohne Verletzung ihrer Substanz amovirbaren sonstigen Gegenstande können bei der 
Feststellung des Enteignungsbetrages nicht in Betracht kommen. Für diese kann der Besitzer 
gegen den enteignenden, inwieferne ihm ein Schaden erwachsen ist, im Wege des summarischen 
Gerichtsverfahrens eine besondere Entschüdigung in Anspruch nehmen. 
§ 25. Der Werth der zu enteignenden Gegenstnde ist nach den zur Zeit der Schützung 
bestehenden Preisen zu bestimmen. Als Grund der Feststellung dienen der Reinertrag, die 
Lokalpreise, Löhne, Pachtzinse and die sonstigen bei dem gewöhn lichen Verkehre in Betracht 
kommenden Umstande; hingegen kann die besondere Vorliebe des Besitzers für den zu 
enteignenden Gegenstand, oder die anzuhoffende Werthsteigerung der zu enteignenden 
Vernderung, oder einer eben in Folge der Enteignung zu Stande kommenden Unternehmung 
nicht in Rechnung genommen werden, ebenso auch können jene Verbesserungen nicht in 
Berücksichtigung kommen, welche der Besitzer nach der Feststellung des Enteignungsplanes, 
oder nach der Ausstellung der im § 22 erwahnten Erklarung vorgenommen hat, ausser es warden 
dieselben ersichtlichermassen auch zum Nutzen des Enteignenden gereichen. Sollte der Zustand 
der zu enteignenden Grundflache durch die bewerkstelligten Bauarbeiten eine solche nach dem 
zur Zeit der Schtzung bestehenden Stande nicht festgestellt werden kann, so wird die Qualitat, 
nach dem Werthe der nach der Enteignung bei dem Eigenthümer verbliebenen, dem gleichen 
Kulturzweige unterliegenden Theile, and in Ermangelung dieser letzteren nach der Qualitat der 
benachbarten Grundflachen bestimmt. Beiden Parteien steht das Recht zu, mittelst im 
Zivilverfahren normirtes Beweismittel darzuthun, dass die enteignete Grundflache eine von den 
oben bezeichneten Grundflüchen verschiedene Qualitat hatte. 
In diesen Fragen kann die Beweisführung durch Ablegung eines Eides nicht Platz greifen. 
§ 26. Die Entschüdigungsumme ist in der Regel in baarem Gelde festzusetzen. Eine 
Ausnahme bildet der Fall, wenn der Enteignende den bei dem Eigenthümer gebliebenen Theil der 
Grundflche mit einer an dieser angrezenden anderen Grundtlfáche mit einer an dieser 
angrenzenden anderen Grundflache derail zu ergünzen sick anheischig macht, dass deeselbe auch 
nach der Enteignung seinem früheren Zwecke erwiesenermassen entsprechen wird, and wenn der 
Eigenthümer diese Art der Entschüdigung annimmt. 
In letzterem Falle kann die Entschüdigung theilweise oder ganz, statt in Baarem auch mittelst 
einer anderen Realitat festgestellt werden. 
In diesem Füllen wird der Werth, sowohl der zu enteignenden Realitt, als auch deijenigen, 
welche als Entschüdigung für dieselbe gegeben wird, im Sinne der Bestimmungen des obigen § 
25 festgesetzt. 
Wenn der Werth der Letzteren geringer ist als jener der Ersteren, so hat der Enteignende die 
Differenz in Baarem zu entrichten. 
Hingegen ist der zu Entschadigende in keinem Falle verpflichtet, eine ihm natura angebotene 
solche Entschüdigung anzunehmen, in Folge deren er eine Daraufzahlung leisten müsste. 
Die eben erwahnten Entschdigungsnormen sind auch in den sug Punkt 2 a) and b) des § 13 
aufgezahlten Fallen anzuwenden. 
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§ 27. Die zur Einrichtung von Fabriken and sonstigen Geschaften nothwendigen Gegenstande 
fallen nur in dem Falle unter die Enteignung, and sind nur dann zu vergüten, wenn deren 
Beseitigung ohne betrachtliche Beschadigung des Gebaudes nicht stattfinden kann. 
Die Transportskosten der Errichtung, and die hiedurch etwa verursachte Werthverminderung 
sind aber dem Betreffenden zu vergüten. 
Die Ansprüche der Miether, Pachter and der eine Nutzniessung oder ein anderes 
Servitutsrecht Besitzenden, behindern die Enteignung nicht, and sind diese Ansprüche in der 
Regel aus der Entschadigungssumme, and beziehungsweise mit den gesetzlichen Zinsen 
derselben zu begleichen. 
Wenn die Enteignung die Lösung des grundbücherlich einverleibten Mieth- oder 
Pachtvertrages nach sich zieht, ebenso, wenn durch die Enteignung eine grunbücherlich 
einverleibte solche Grundservitut aufhört, welche dem dominirenden Grunde zum grössereren 
Vortheile gereichte, als inwieferne es den Werth des belasteten and enteigneten Grundes 
verminderte, — so sind in diesen Fallen die Ansprüche der Miether, Pachter oder der 
Eigenthümer des dominirenden Grundes auf Grund der in diesem Abschnitte festgestellten 
Prinzipien besonders zu entschadigen. 
Aus Anlass der Enteignung kann der Pachter oder Miether die Lösung des Vertrages nur 
dann fordern: 
wenn das ganze Pachtobjekt enteignet wird; 
wenn in Folge der Enteignung des einen Theiles des Pachtobjektes die 
Vertragsbedingungen nicht mehr eingehalten werden können, oder wenn das Pachtobjekt eine 
derartige Veranderung erleidet, dass es seiner früheren Bestimmung nicht mehr entsprechen kann. 
Von dem Zeitpunkte angefangen, von welchem die Entschadigungssumme mittelst 
Uebereinkommens oder Beschlusses rechtskraftig festgestellt worden ist, oder im Falle der 
enteignete Gegenstand vor der Feststellung der Entschadigung in Besitz genommen wurde, sind 
von dem Tage der Besitznahme nach der Entschadigungssumme bis zur Bezahlung oder 
Deponirung der elben auch 6% Zinsen zu entrichten, ausser es würde der frühere Eigenthümer 
nach Feststellung der entschadigungsumme die Benützung nicht forsetzen, in welchem Falle die 6 
% Zinsen nur vom Zeitpunkte der faktischen . Uebernahme fliessen. 
III. Abschnitt 
Von dem Enteignungspláne und dessen Feststellung 
Die das Enteignungsrecht besitzende Unternehmung ist verpflichtet den 
Enteignungsplan entsprechend den Verfügungen des gegenwartigen Gesetzes, und inwieferne 
sich die Einteignung auf das Gebiet mehrerer Gemeinden erstreckt, fir jede Gemeinde 
abgesondert anzufertigen. 
Der Enteignungsplan besteht aus der Planskizze und der Konskription, welche wie folgt 
anzufertigen sind: 
1. Auf der Planskizze sind die den Gegenstand der Enteignung bildenden Besitzparzellen und 
deren topographische Nummern ersichtlich zu machen. 
Auf diesem Plane sind die zu enteignenden Parzellen mittelst Farben erschtilch zu machen, 
und die auf den einzelnen Bestandtheilen liegenden Gebaude mit Buchstaben, die Servituten aber 
mit kreuzförmigen Zeichen zu bezeichnen. Der Plan kann auch in einzelne Abschnitte getheilt 
werden, doch muss jeder Abschnitt nach einem und demselben Masse angefertigt werden. 
[2.] Die Enteignungs-Konskription muss mit dem Plane in Üebereinstimmung sein, und hat 
folgende Rubriken zu enthalten: 
die Reihenzahl; 
den Namen des Eigenthümers; 
die Grundbuchs- und topographische, sowie die Katastral-Lokalisirungszahl der 
Besitzparzelle, welche der Enteignung unterliegt; 
den Namen und die Nummer des Stadttheiles und der Gasse, in welcher die Realitüt liegt 
und den Kulturzweig der Parzelle: 
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e) den Katastral-Flücheninhalt der ganzen Besitzparzelle; 
]) den Flacheninhalt des zu enteignenden Theiles, nach der technischen Aufnahme, in Jochen 
and Klaftern; 
die Beschreibung der zu enteignenden sonstigen Gegenstnde; 
den für die zu enteignende Grundflche and deren Zugehör angebotene Enteignungspreis 
einzeln and im Ganzen; 
den gerichtlich oder im Vergleichswege festgesetzten Preis; 
k) Anmerkungen. 
Am Schlusse der Konskription ist die Beschreibung der eventuell zu enteignenden Rechte 
anzuführen, and hat diese Beschreibung die Eigenthumsverhültnisse and die Quanta des 
betreffenden Rechtes zu enthalten, auch sind in derselben die auf die zu enteignenden Realitaiten 
intabulirten Servituten ersichtlich zu machen. 
Die Grundbuchsbehörden, sowie die Katastral- and Steuerbehörden haben die zur 
Anfertigung der Konskription nothwendigen Daten ausser der Reihenfolge zu verabfolgen. 
§ 32. Wenn die Unternehmung sich mit den durch die Enteignung interessirten Besitzern 
betreff der Feststellung des Enteignungsplanes geeinigt, and wenn die Vorstehung der 
betreffenden Gemeinde ihrer Zustimmung zu der Vereinbarung mittelst einer auf den 
Enteignungsplan angesetzten Klausel Ausdruck gegeben hat, so steht der enteignenden 
Unternehmung das Recht zu, inwieferne selbe betreff der Entschadigung mit den gesammten 
Grundbuchs-Interessenten keine Vereinbarung erzielen könnte, auf Grund des im Vergleichswege 
zu Stande gekommenen Enteignungsplanes wegen Einleitung des Enteignungsverfahrens bei dem 
betreffenden Kausalgerichte einzuschreiten. 
Wenn in Betreff der Feststellung des Enteignungsplanes eine Vereinbarung mit den 
betheiligten Eigenthümern nicht zu Stande gekommen ist, oder wenn die Gemeindevorstehung 
ihre Zustimmung zu dem Enteignungsplane nicht ertheilt, ordnet der Minister für öffentliche 
Arbeiten and Kommunikation die Einleitung des Enteignungsplan in zwei gleichlautenden 
Exemplaren an den genannten Minister einzusenden ist. 
§ 33. Nachdem der Minister für öffentliche Arbeiten and Kommunikaiton das 
Enteignungsverfahren angeordnet hat, verstandigt er hievon den Verwaltungs-Ausschuss des 
betreffenden Munizipiums, unter Uebersendung der zwei Exemplare des im Sinne des § 31 
verfertigten Planes. 
Der Verwaltungs-Ausschuss, eventuel der Prises desselben entsendet binnen ingstens acht 
Tagen von dem Empfange der Verordnung des Ministers für öffentliche Arbeiten and 
Kommunikation gerechnet, aus seiner Mitte oder aus der Mitte der Mitglieder des Munizipal-
Ausschusses eine aus einem Prises, zwei Mitgliedern and einem Schriftführer bestehende 
Kommission, and bestimmt zugleich den Termin der kommissionellen Verhandlung. 
In den Wirkungskreis der entsendetet Komission gehört die Beschlussfassung über alle jene 
Ansprüche and Bemerkungen, welche die Parteien auf Grund des I. Abschnittes des 
gegenwartigen Gesetzes etwa erheben. 
Von der Entsendung der Kommission, sowie von dem Zeitpunkte der Verhandlung wird 
die Vorsethung der betreffenden Gemeinde unter Mittheilung des Planes mit der Aufforderung 
verstandigt, die Planskizze and Konskription im Gemeindehause, wenigstens 15 Tage vor Beginn 
der Verhandlung, zur öffentlichen Einsicht aufzulegen, and hievon sowie von dem Zeitpunkte der 
Verhandlung die betheiligten Parteien, dem Ortsgebrauche gemass, unverzüglich zu verstandigen. 
Der Verhandlungstag ist derart anzuberaumen, dass von der wahrscheinlichen Publizirung 
desselben in der Gemeinde bis zu der wirklich erfolgenden Verhandtung wenigstens 15, 
höchstens aber 30 Tage bleiben; in der Kundmachung ist aufzunehmen, dass die Kommission 
Ober die Feststellung des Enteigungsplanes auch dann meriorisch entscheidet, wenn keiner von 
den Betheiligten erscheint. 
Die Kundmachung ist auch einmal in der amtlichen Zeitung, am Enteignungsorte oder in 
einer demselben zunachst erscheinenden Zeitung aber dreimal zu verlautbaren. 
Der Enteignende hat das Recht zu verlangen, dass von dem behufs Feststellung des 
Planes anberaumten Termine die Grundbuchs-Interessenten, oder einige von denselben, auch 
individuell besonders verstandigt werden, and ist die Unternehmung verptlichtet, zu diesem 
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Zwecke den auf jede besonders zu verstündigende Partei Bezug habenden vollen Auszug der 
Enteignungs-Konskription gehörig adressirt dem Gesuche beizuschliessen damit die besondere 
Verstündigung mittelst dieses Auszuges veranlasst werden könne. Die Empfangsbestütigungen 
über die individuell erfolgte besondere Verstündigung sind den Verhandlungsakten 
beizuschliessen. 
36. Bei der Verhandlung steht jedem Eigenthümer das Recht zu gegen den 
Enteignungsplan, and jedem Grundbuchs-Interessenten gegen den angebotenen Preis Einsprache 
zu erheben, and hihre Einwendungen zu Protokoll zu geben. 
Die Unterlassung hat zur Folge, Bass bezüglich des sich nicht Erklürenden 
bei einer allgemeinen Verlautbarung der Enteignungsplan, 
bei einer ordnungsgemüss erfolgten individuellen Verstündigung aber sowohl der 
Enteignungsplan, als auch der angebotene Preis (Nummer 4 31) als festgestellt and durch ihn 
angenommen betrachtet wird. Eine Rechtfertigung wegen des Nichterscheinens kann nicht 
stattfinden. 
37. Wenn aus dem Berichte der Gemeinde-Vorstehung hervorgeht, dass unter den durch die 
Enteignung betheiligten Eigenthümern solche sind, deren Wohnort nicht ermittelt werden konnte, 
oder die ausserhalb des Landes wohnen, von der Verlautbarung keine Kenntniss erlangen 
konnten, and wenn solche Eigenthümer auf Verlangen der enteignenden Partei individuell eine 
spezielle Verstündigung nicht erhielten, so ist in diesem Falle von Seite der Kommission zu 
Gunsten derselben allsogleich ein Kurator ad actum zu ernennen, and derselbe zur Vertretung der 
Interessen der Abwesenden anzuweisen. 
Die Berechtigung des zur Vertretung berufenen Kurators ad actum erstreckt sich nicht auf dei 
Vereinbarung bezüglich der Entschadigung. 
§ 38. An dem anberaumten Termine werden vor Allem die Bemerkungen der Gemeinde-
Vorstehung, dann nach der Reihenfolge jene der Betheiligten in Verhandlung genommen. 
Der freundschaftliche Ausgleich ist vor der Hand immer zu versuchen, and wenn derselbe zu 
Stande kommt, zu Protokoll zu nehmen. Wenn der Ausgleich nicht gelingt, so bringt die 
amtshandelnde Kommission, nach gegenseitiger Einvernahme der Pareien and nach Erwagung 
ihrer Motive, and wenn sie es fin - nothwendig erachtet, nach einer allsogleich vorzunelmenden 
and ins Protokoll aufzunehmenden Beaugenscheinigung, einen meritorischen Beschluss, in 
welchem sie ausdrücklich feststellt, welcher Theil des Enteignungsplanes angenommen wird, and 
welcher Theil desselben eine Aenderung and in welcher Weise erleidet. 
In diesem Beschlusse sind auch die betheiligten Parteien zu benennen, bezüglich deren im 
Sinne des Punktes b) des § 36 der Entschüdigungspreis als festgestellt angesehen wird. 
39. Der Beschluss wird unverzüglich mündlich kundgemacht, and schriftlich den Akten 
beigeschlossen. Der nicht zufrieden gestellten Partei steht das Recht der Berufung an den 
Minister für öffentliche Arbeiten and Kommunikation zu; sie ist aber Verlautbarung gerechmet an 
die Kommission schriftlich einzureichen oder mündlich bei derselben anzumelden. 
Die amtshandelnde Kommission hat den Rekurs oder das hierüber aufgenommene Protokoll 
sammt alien Verhandlungsakten and den Kartenabschnitten binnen weiteren drei Tagen dem 
Minister für öffentliche Arbeiten and Kommunikation vorzulegen, welcher in den den 
Gegenstand des Rekurses bildenden Fragen endgiltig entscheidet. 
§ 40. Wenn an dem Enteignungsplane, sei es in Folge des Ausgleiches der Parteien, oder in 
Folge der Verfügung der Kommission, and im Falle eines Rekurses in Folge des Beschlusses des 
Ministers für öffentliche Arbeiten and Kommunikation, Aenderungen vorzunhmen sind, so 
verfügt die Kommission wegen Veranlassung derselben ohne Verzug. 
Sie legalisirt den derart angefertigten Plan mit den Worten: „In Folge Uebereinkommens" 
oder. „In Folge endgiltigen Beschlusses festgestellt". 
Der in Rechtskraft erwachsene Beschluss ist sammt den Verhandlungsakten and den Planen 
an das Kausalgericht unverzüglich einzusenden. 
41. Die den Enteignungspreis normirenden Verfügungen des in Betreff der Feststellung des 
Enteignungsplanes zu Stande gekommenen rechtskrüfti.gen Ausgleiches oder Beschlusses, dienen 
als Grundlage für die gerichtliche Exekution, and ist letztere bei dem kompetenten Kausalgerichte 
anzusuchen. 
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Die enteignende Unternehmung ist berechtigt, unter Nachweisung des erlangten 
Enteignungsrechtes, auf Grund des ordnungsmssigen Enteignungsplanes, auch vor dessen 
Feststellung gegen die gesammten betheiligten Besizter einer and derselben Gemeinde in einem 
Gesuche zu verlangen, dass das Enteignungsrecht auf die in dem Plane verzeichneten Realitüten 
grundbücherlich vorgemerkt werde. 
Die Vormerkung der Enteignung hat die Wirkung, Bass die nach der Vormerkung ein 
grundbücherliches Recht erwerbenden Parteien das Enteignungs- and Entschüdigungsverfahren in 
dem Zustande übernehmen, in welchem sie dasselbe vorgefunden, and dass bei den in der Person 
der Gunbuch-Interessenten vorgekommenen Vernderungen die Handlungen and Unterlassungen 
der Rechtsvorgünger auch für die Rechtsnachfolger bindend sind. 
Ausser diesem steht jeder zu Enteignung berechtigten Unternehmung überhaupt, den 
Eisenbahn- and Kanalbau-Unternehmung aber auch vor der Einleitung des im Ges.-Art. 1:1868 
normirten Verfahrens das Recht zu, auf Grund der auf die Enteignung Bezug habenden Vertrge 
oder Vereinbarungen gegen die betheiligten Besitzer einer and derselben Gemeinde in einem 
Gesuche die Vormerkung des bezüglich der enteigneten Grundflachen erworbenen 
Eigenthumsrechtes anzusuchen. 
IV. Abschnitt 
Von deny Entscheidigungsverfahren 
Bezüglich des Entschadigungsverfahrens ist jener Gerichtshof kompetent, welcher das 
Kausalgericht der zu enteignenden Realitat bildet. 
Wenn der Enteignende mit dem Eigenthümer betreff des Enteignungspreises der 
grundbücherlich belasteten Realitat eine Vereinbarung getroffen hat, so ist er verpflichtet den 
Ausgleich der Grundbuchsbehörde zu dem zwecke vorzulegen, damit hievon die Grundbuchs-
Interessenten persönlich versandigt werden können. 
Jene Grundbuchs-Interessenten, deren Sachenrecht mit einer der Vormerkung der Enteignung 
vorangehenden Prioritat einverleibt wurde, haben das Recht, wenn sie mit dem durch den 
Eigenthümer im Vergleichswege vereinbarten Enteignungspreise nicht zufrieden sind, — binnen 
30 Tagen von der Zustellung gerechnet zu verlangen, das die Entschüdigungsumme, ohne 
Rücksicht auf den Ausgleich, — im Wege des ind em gegenwürtigen Gesetze festgestellten 
Entschadigungsverfahrens bestimmt werde. 
In diesem Falle hat der Grundbuchs-Interessent die amtlichen Kosten des 
Entschadigungsverfahrens vorzustrecken, and ist derselbe, wenn das Resultat der Verhandlung 
die Richtigkeit der im Vergleichswege festgestellten Entschadigungssummen ergeben sollte, — in 
die Kosten endgiltig zu verurtheilen. Wenn hingegen die Entschdigung durch das Gericht in 
einer bedeutend höheren Summe bestimmt wird, so hat die enteignende Unternehmung die 
Verhandlungskosten zu ersetzen, beziehungsweise zu tragen. 
Auf Grund der in diesem Paragraphe enthaltenen Forderung der Grundbuchs-Interessenten 
fordert die Grundbuchsbehörde die enteignende Unternehmung auf den der Vereinbarung 
beigetretenen Eigenthümer Bezug habenden Enteignungsplan behufs Einleitung des 
Entschüdigungsverfahrens binnen 30 Tagen dem Kausalgericht vorzulegen, oder die Uebergabe 
desselben an das betreffende Gericht binnen eben derselben Zeit nachzuweisen. Zur Erfüllung 
dieser Aufforderung kann die Unternehmung mittelst einer Geldstrafe biz zu dem Betrage von 
300 fl. gezwungen werden. 
Auf den in dem rechtskrüftig festgestellten Enteignungsplane aufgenommenen Gebieten 
kann mit den Bauarbeiten auch vor dem Entschadigungsverfahren and ohne Zustimmung des 
Eigenthümers begonnen werden, wenn dies der Minister fill - öffentliche Arbeiten and 
Kommunikation auf Grund der Dringlichkeit der Arbeiten aus dem Gesichtspunkte des 
allgemeinen Interesses unter folgenden Bedingungen gestattet: 
a) dass der Enteignende, wenn bezüglich des Entschüdigungspreises kein Vergleich 
vorhanden ist, oder wenn ein Vergleich vorhanden ist, die zu enteignende Realitüt aber mit im 
Grundbuche vorgemerkten Ansprüchen oder intabulirten Forderungen belastet ist, entweder die 
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für die betreffende Realitt angebotene Entschadigungsumme, oder wenn letztere kleiner als der 
vierzigfache Betrag des im Steuerkataster aufgenommenen Reinertrages der betreffenden Realitat 
ware, den letzteren Betrag in Baarem oder in kautionsfáhigen Werthpapieren nach dem zur Zeit 
der Deponirung bestehenden Courswerthe vor Beginn der Bauarbeiten in der Depositenkassa des 
betreffenden Kausalgerichtes erlege; 
b) dass mit der Abtragung der auf disen Grundflchen befindlichen Gebude nicht begonnen 
werde, bis deren Werth nicht gerichtlich geschtzt ist und der Enteignende den von Seite der 
Schatzleute mit Majoritat der Stimmen festgesetzten Werth im Sinne des Punkets a) nicht 
deponirt. 
Zu diesem Behufe ernennt das betreffende Kausalgericht über Einschreiten des Enteignenden 
drei Sachverstandige, welche nach erfolgter Beeidigung durch das zu diesem Zwecke entsendete 
Gerichtsmitglied, unter Führung des Letzteren die Schtzung vornehmen und ihr, zugleich die 
motivirte Schatzung enthaltendes Gutachten dem exmittirten Gerichtsmitgliede übergeben, 
welches dasselbe mit dem über das Verfahren aufgenommen Protokolle dem Gerichtshofe 
vorlegt. 
Zu diesem Schatzung ist binnen acht Tagen von der Einreichung des Gesuches gerechnet zu 
Ende zu führen. 
Im Falle der Erfüllung der in den Punkten a) und b) enthaltenen Bedingungen ordnet das 
kompetente Kausalgericht die Einführung in den Besitz nach den Bestimmungen des 
Exekutionsverfahrens an und lüsst dieselbe effektuiren, wogegen kein Rekurs statthaft ist. 
46. Der Gerichtshof bestimmt, sobald der Enteignungsplan gemss der Verfügungen der §§  
21, 22, 40, .44 an denselben eingelangt ist, — behufs Vornahme der enteignende Gegenstand 
ausser seinem Amtssitze gelegen ist, — einem Termin an Ort und Stelle, beruft hiezu den 
Enteignenden und jene in der Konskription enthaltenen Eigenthümer, mit welchen bezüglich des 
Preises ein Vergleich nicht zu Stande gekommen, sowie nicht minder die sammtlichen übrigen 
Grundbuchs-[nteressenten oder deren gestzliche Vertreter einzeln mittelst amtlicher Rubra, 
ernennt zu Gunsten der Abwesenden oder der unbekannten Ortes sich Aufbaltenden einen 
Kurator von Amtswegen und erlsst über all dieses eine Kundmachung, welche in der Gemeinde 
in üblicher Weise zu verlautbaren, in der amtlichen Zeitung einmal, in der am Enteignungsorte 
oder demselben zunachst gelegenen Orte erscheinenden irgend einen Zeitung dreimal 
einzuschalten ist. In der Vorlandung und Kundmachung ist immer anzuführen, dass das 
Nichterscheinen der Interessirten den meritorischen Beschluss über die Entschdigung nicht 
behindert. Eine Rechtfertigung wegen des Nichterscheinens bei der Verhandlung, oder der nicht 
erfolgten individuellen speziellen Verstündigung kann nicht stattfinden. 
Der Gerichtshof entsendet zur Leitung der Verhandlung aus seiner Mitte ein 
Gerichtsmitglied und einen Schriftführer. 
In all janen Fallen, in welchen das Entschdigungsverfahren in mehreren Gemeinden 
vorzunehmen ist, kann der Geichtshof über Einschreiten der Unternehmung und dem Bedarfe 
gemass mehrere Kommissionen entsenden, welche zu einer und derselben zeit in jeder Gemeinde 
abgesondert amtshandeln. 
Die an dem für die Verhandlung anberaumten Tage an Ort und Stelle erscheinende 
Gerichtskommission hat vor Allem nach der Reihenfolge der Konskription den freundschaftlichen 
Ausgleich zwischen dem Enteignenden und dem betheiligten Eigenthümer und den Grundbuchs-
Interessenten oder deren gesetzlichen Vertretern anzubahnen. 
Wenn der Ausgleich zu Stande kommt, verzeichnet die Kommission denselben in das 
aufgelegte Protokoll und lüsst letzteres nach Verlesung durch die Parteien unterschreiben. 
Sie setzt die Ausgleichs-Verhandlung insolange fort, bis der Ausgleichs-Versuch nicht mit 
jeder interessirten Partei stattgefunden hat. 
Smmtliche zwischen den Parteien zu Stande gekommenen Ausgleiche sind in einem und 
demselben Protokollé zu verzeichnen. 	. 
Nach Beendigung der Ausgleichs-Verhandlung fordert die Kommission jene Parteien, 
mit welchen ein Ausgleich nicht zu Stande gekommen ist, auf, behufs Bestimmung der 
Entschadigungsumme sachverstandige Schtzleute namhaft zu machen. 
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Zur Schatzung der Gebaude, Industrie-Etablisseménts, Wasser- und sonstigen Bauten, sowie 
der besonderen Kulturzweige der Realitaten, sind, inwieferne zur Schatzung eine besondere 
Fachkenntniss nothwendig ist, abgesondert Sachverstandige zu ernennen. 
Die Sachverstandigen müssen die im Gerichtsverfahren bezeichneten Eigenschaften 
besitzen. 
Die Betheiligten oder Diejenigen, welche bezüglich des enteigneten Gebietes grundbücherlich 
ersichtlich gemachte Rechte oder Ansprüche besitzen, können als Sachverstandige nicht 
verwendet werden. 
Dem Enteignenden steht das Recbt zu, zur Vornahme der Schatzung seine gewöhnlich 
verwendeten Sachverstandigen zu entsenden, wenn dieselben die im Gerichtsverfahren 
bezeichneten Eigenschaften besitzen. 
Die in Folge der gleichen Qualitat der enteigneten Realitaten gleichinteressirten 
Besitzeigenthümer einei und derselben Gemeinde wühlen zusammen je einen Sachverstandigen. 
Wenn sie , sich bezüglich der Wahl nicht vereinbaren könnten, oder wenn sie nicht wahlen 
wollen, so érnennt der gerichtlich Exmittirte ernennt zu jeder Sachvestündigen-Kommission einen 
V.orsitzenden. 
Den einzelnen Parteien steht das Recht zu, zur Schatzung ihrer eigenen Realitaten statt des 
von den gleichinteressirten Besitzern gewühlten, oder durch den Richter ernannten 
Sachverstandigen einen besonderen Sachverstadigen zu wühlen, die betreffenden Kosten haben 
dieselben aber ohne Anspruch auf Vergütung selbst zu tragen. 
Wenn eine oder die andere Partei gegen die nominirten Sachverstandigen eine . 
Einwendung hat, so ist diese bei Gelegenheit der Wahl oder Ernennung allsogleich vorzubringen. 
Ueber diese Einwendungen entscheidet der Richter allsogleich und veranlasst, wenn nöthig, die 
Wahl neuer Sachverstandiger. 
Der Richter erklart sodam die Schatzungskommissionen als konstituirt und fordert die 
Pareien auf, behufs der den Schatzungskommissionen zu ertheilenden Weisungen ihre Wünsche 
und ihre Daten bezüglich des Werthes der der Schatzung zu unterziehenden Gegenstande 
vorzubringen. 
Nachdem die wesentlichen Punkte dieser Wünsche zu Protokoll genommen worden sind, — 
bestimmt der Richter den Termin fir die Vornahme der Schatzung, ladet hiezu die 
Sachverstündigen unter Hinweisung auf die im Gerichtsverfahen festgesetzten Folgen einer 
etwaigen Versaumniss, müdlich oder schriftlich vor, und verzeichnet im Protokolle die erfolgte 
vorladung. 
An dem fir die Schatzung bestimmten Tage theilt der Richter den Enteignungsplan und 
die eventuell zu Stande gekommenen Ausgleiche, das über die Wünsche der Parteien, gemass des 
§ 53 aufgenommene Protokoll, sowie die von den Parteien vorgebrachten Daten den 
Sachverstündigen mit, weist diese zur genauen Einhaltung der die Entschadigungsprinzipien 
feststellenden Beschlüsse des gegenwártigen Gesetzes an, nimmt deren Beeidung, insoferne sie 
noch nicht beeidet waren, vor, und ordnet die Vornahme der Schatzung nach der Reihenfolge der 
Konskription an. 
Das motivirte Gutachten der Schatzleute über die veranlasste Schazung wird zu Protokoll 
genommen, unt letzteres sowohl durch die Schatzleute als auch durch die etwa anewesend 
gewesenen Parteien oder deren Vertreter gefertiget. 
Bei grösseren Gebauden oder Industrie-Etablissements wird gestattet, dass die 
Sachverstündigen ihr Gutachten schriftlich einreichen. Derartige Gutachten werden dem 
Protokolle angeschlossen, und dieses im Protokolle angemerkt. 
Nach Beendigung der Schatzung steht den betheiligten Parteien das Recht zu, auf die 
Gutachten der Sachverstandigen ihre Gegenbemerkungen zu machen, und können sie fordern, 
dass letztere zu Protokoll genommen werden. 
Inwieferne das Gutachten der Sachverstandigen massgebend far die Feststellung des Preises 
sei, entscheidet das Gericht. 
Sowohl das Gericht erster Instanz, als auch, im Falle der Berufung, die höheren Gerichte sind 
berechtigt, wenn sie gegen die Richtigkeit der Schützung Bedenken haben, — eine neue 
326 — JÓZSEF RUSZOLY 
Schatzung anzuordnen in welchem Falle die bei der ersten Schatzung verwendeten Schatzleute 
nicht verwendet werden können. 
§ 55. Sobald in einer Gemeinde das Schatzungsverfahren beendet ist, Iegt der entsendete 
Richter das aufgenommene Protokoll sammt den auf dasselbe Bezug habenden Akten dem 
Gerichtshofe vor; diesen Akten sind auch jene Schatzungs-Protokolle anzuschliessen, welche im 
Sinne des Punkt b) fi 45 früher aufgenommen wurden. 
Der Gerichtshof entscheidet über die vorgelegten Akten binnen acht Tagen. 
Die vor dem entsendeten Richter zu Stande gekommenen Vergleiche (fi 48) bilden nur vom 
formellen Standpunkte den Gegenstand der Verurtheilung and sind, insoferne hiebei unter 
Vormundschaft oder Kuratel Stehende interessirt sind, behufs Genehmigung der kompetenten 
Behörde einzusenden. Das Gericht acceptirt den mit den eigenberechtigten Eigenthümern 
geschlossenen, sowie die von der kompetenten Behörde genehmigten, and von Seite der 
Grundbuchs-Interessenten nicht beanstandeten Vergleich mittelst Bescheid, gegen welchen kein 
Rechtsmittel ergriffen werden kann. 
Der von Seite des Gerichtes angenommene Vergleich verleiht bezüglich des bedungenen 
Entschadigungspreises das Exekutionsrecht. Wenn ein rechtskraftiger Vergleich nicht zu Stande 
gekommen ist, entscheidet der Gerichtshof auf Grund der Schatzung der Sachverstandigen in der 
Entscheidungsfrage meritorisch, oder wenn dieses wegen der vorhandenen Mangel nicht möglich 
ware, kassirt derselbe das Verfahren der Nothwendigkeit nach zum Theil oder ganz and ordnet 
eine neue Verhandlung an. 
Von diesem Beschlusse verstandigt der Gerichtshof die betheiligten Parteien, and im Falle 
unter Vormundschaft oder Kuratel Stehende auch interssirt waren, die Vormundschaftsbehörde, 
bei Enteignung eines zu einem Fideikommiss gehörenden Vermögens aber die Fideikommiss-
Behörde. 
fi 56. Der meritorische Entschadigungs-Beschluss hat zu enthalten: 
Die genaue Umschreibung der zu enteignenden Realitat, eventuell der Zugehör derselben. 
Die genaue Bestimmung der Art der Entschadigung and der Entschadigungssumme. 
fi 57. Gegen den Bescheid des Gerichtshofes kann nicht nur wegen Verletzung der 
Entschadigungsformalitaten, sondern in eben derselben Eingabe auch bezüglich der Art and der 
Höhe der Entschadigung die Berufung stattfinden and entscheidet in beiden Fallen in zweiter 
Instanz die königliche Tafel and in dritter Instanz die königliche Kurie. 
Eine andere Rechtsabhilfe kann in diesen Angelegenheiten nicht stattfinden. 
fi 58. Wenn bezüglich der Entschadigung sammtlicher in einer and derselben Gemeinde dem 
Entschadigungsverfahren unterzogenen Gegenstande rechtskratig beschlossen worden ist, tagt der 
Geichtshof in der betreffenden Rubrik der Konskription die festgestellten Summen ein, macht 
dort, wo die Entschadigung in natura stattfindet, die Art and Weise derselben in der Rubrik 
Amnerkung ausführlich ersichtlich, and folgt die derart erganzte Konskription in amtlicher Form 
dem Enteignenden aus. 
fi 59. Nachdem der Entschadigungs-Beschluss in Rechtskraft erwachsen, kann der 
Enteignende die in dem festgestellten Enteignungsplane aufgenommenen Realitaten, allsogleich 
faktisch in Besitz nehmen, and sollte der Betreffende von wem immer im Besitze gestört werden, 
so hat die administrative Behörde ihn über sein Einschreiten in Schutz zu nehmen. 
Die Entschadigungssumme ist binnen 15 Tagen, nachdem der Gerichtsbeschluss in 
Rechtskraft erwachsen, bei sonstiger Exekution auszubezahlen, oder inwieferne auf der 
enteignetet Realitat Lasten einverleibt sind — bei der kompetenten Grundbuchs-Behörde in 
Baarem zu erlegen. 
Im Falle der Enteignung von Eisenbahnen and Kanalen ist die Auszahlung der 
Entschadigungssumme auf die im fi 19 and den folgenden §§ des Gesetz-Artikels 1: 1868 zu 
leisten. 
fi 60. Durch die Ausbezahlung beziehungsweise ordnungsgemasse Deponirung der 
rechtskraftig festgestellten Entschadigungssumme, wird die enteignete Realitat von alien auf 
dieselbe einverleibten privatrechtlichen Lasten befreit, and sind nur jene lasten ausgenommen, 
welche die enteignende Unternehmung im Vergleichswege übernommen hat. 
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Die Unternehmung ist berechtigt, unter Vorlage des im Wege der Vereinbarung oder in Folge 
rechtskrftigen Beschlusses festgestellten Enteignungsplanes, des Entschadigungsausgleiches, 
oder des rechtskraftigen Beschlusses, and des die Ausbezahlung oder ordnungsgemüss erfolgte 
Deponirung des Entschüdigungsbetrages nachweisenden Dokumentes in einem Gesuche um die 
lastenfreie Umschreibung der auf dem Gebiete einer and derselben Gemeinde enteigneten 
sammtlichen Realitaten and urn die Einverleibung des Eigenthumsrechtes zu Gunsten der 
Unternehmung anzusuchen. 
Wenn im Laufe des Enteignungsverfahrens zu Lasten der Unternehmung Servitute errichtet 
werden, so sind dieselben mit dem Eigenthumsrechte zugleich einzuverleiben. 
Die grundbüchherliche Eintragung der Eisenbahnen and Kanle ist nach den Vorschriften des 
Gesetz-Artikels I:1868 vorzunehmen. 
Wenn der Eigenthümer binnen sechs Monaten vor der im Sinne des § 36 erfolgten 
rechtskrdtigen Feststellung des Entschüdigungsbetrages, oder nachdem der im § 55 erwahnte 
Entschüdigungsausgleich beziehungsweise der Entschüdigungsbeschluss in Rechtskraft 
erwachsen ist, wegen Ausbezahlung oder Deponirung des Entschüdigungsbetrages die Exekution 
nicht verlangt, and wenn wahrend eben dieser Zeit die Unternehmung weder die in dem 
Enteignungsplane aufgenommene Realitt in Besitz nimmt, noch die Entschdigungssumme bei 
dem kompetenten Geichte deponirt, oder ausbezahit, so wird angenommen, das sowohl die 
Unternehmung als auch der Eigenthümer von der Enteignung zurückgetreten sind, un verlieren 
sowohl dr Enteignungsplan als auch der Entschdigungsausgleich oder Bechloss ihre 
Wirksamkeit. 
V. Abschnitt 
Von den öffentlichen Lasten und Kosten 
Die nach der enteigneten Realitüt entfallenden öffentlichen Lasten hat der Enteignende 
von dem Tage angefangen, an welchem der Gerichtsbeschluss betreff der Entschüdigung, oder der 
zu Stande gekommene Ausgelich in Rechtskraft erwachsen ist, oder wenn der betreffende 
Gegenstand früher in Besitz genommen wurde, von dem Tage der Besitzergreifung, zu tragen, 
und sind diese, insoferne sie von dem früheren Besitzer vorschussweise bestritten worden sind, — 
Letzterem zu vergüten. 
Alle auf das, auf Grund des gegenwürtigen Gesetzes zu veranlassende 
Enteignungsverfahren Bezug habenden Eingaben, Planskizzen, Konskriptionen, Vertrege, 
Ausgleiche, Protokolle, Schatzungsurkunden, Zeugnisse oder Erklrungen, Beschlüsse und 
Rekurse sind stempelfrei. 
In Füllen der durch Privatgesellschaften oder Privatparteien veranlassten Enteignungen 
bleiben die oberwahnten Urkunden nur bedingungsweise, das heisst nur insolange stempelfrei, bis 
selbe nicht zu andern Zwecken, als die Durchführung des im gegenwrtigen Gesetze festgestellten 
enteignungs- und grundbücherlichen Verfahrens benützt werden. 
Nach den zu Gerischtshünden erlegten Kautionen und Entschüdigungsbetrgen ist keine 
Depositentaxe zu entrichten. 
Die in den Finanzgesetzen und Verordnungen bestimmten Vermögensübertragungs- und 
Grundbuchsgebühren sind bei Enteignungen nicht zu entrichten. 
Die auf Gewinn geründeten Unternehmungen haben ber von den im Enteignungswege in 
ihren Besitz übergangenen Grundflchen die Hülfte der auf Grund der bezahlten 
Entschüdigungsbetrüge zu bemessenden Vermögensübertragungsgebühr zu entrichten. 
Für dei Erwerbung der im Enteignungswege angekauften und abzutragenden Gebaude ist 
keine Gebühr zu bezahlen. 
Quittungen über, auf Grund von Enteignungen bezahlte Entschadigungsbetrage unterliegen 
der Stempelgebühr nach Skala II. 
Die wührend des Entschadigungsverfahrens aufgelaufenen Kosten, mit inbegriffen die 
Gebühr für dei im Sinne der §§ 37 und 46 zu ernennenden Kuratores ad actum hat der 
Enteignende vorzustrecken und zu tragen. 
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Eine Aufrechnung und Feststellung von Privat- und Vertretungskosten der betheiligten 
Parteien kann nicht Statt finden, und die Unternehmung zu deren Bezahlung nicht verhalten 
werden. 
Die Verhandlungs-Kosten, insoferne selbe sich auf das Verfahren bezüglich der Feststellung 
des Entschadigungsplanes beziehen, bestimmt jene Behörde, welche die zu diesem Behufe 
designirte Kommission entsendet, die bei Gelegenheit des Entschüdigungsverfahrens 
aufgelaufenen Kosten aber bestimmt das kompetente Gericht. 
VI. Abschnitt 
Von der zeitweiligen Enteignung. 
Zum Zwecke der im § 1 aufgezahlten Unternehmungen und Arbeiten können unbewegliche 
Sachen auch zeitweilig enteignet werden. 
67. Die zeitweilige Enteignung ist nur. auf bestimmte Zeit zu bewilligen, und kann deren 
Dauer ohne Einwilligung des Eigenthümers sich über drei Jahre nicht erstrecken. 
Die hngste Dauer der vor dem Inslebentreten des gegenwürtigen Gesetzes auf unbestimmte 
Zeit bewilligten zeitweiligen Enteignungen, wird, inwieferne der Eigentüher in die Verlüngerung 
nicht einwilligt, auf drei Jahre von der Wirksamkeit des gegenwartigen Gesetzes gerechnet, 
festgesetzt. 
68. Wenn der Enteignende die zeitweilig enteignete Grundflüche über die im § 67 
bestimmte Zeit hinausbenöthigt, so hat er wenigstens sechs Monate von Ablauf des dreijührigen 
Termines um die endgiltige Enteignung einzuschreiten; wenn er dies verabsumt, so hat er nach 
Ablauf des Termines, oder wenn seir Gesuch spter abweislich erledigt wurde, nach erfolgter 
Einhandigung des diesfalligen Bescheides, die Realitüt dem Eigenthümer bei sonstiger Exekution 
zu übergeben. 
69. Von der zeitweiligen Enteignung sind ausgeschlossen: 
die Gebaude und Industrie-Etablissements; 
jene Realitüten, welche zu Zwecken der betreffenden Unternehmung oder des Baues 
endgiltig nothwendig sind; 
aufgedeckte und beützte Steinbrüche, Schotter- und Sandgruben. 
70. Die zeitweilige Enteignung kann nur bezüglich einer solchen Unternehmung oder 
Arbeit ertheilt werden, welche im Sinne des § 5 bereits bewilligt, oder deren Ausführung von 
Seiten der komptenten Behörde angeordnet worden is. 
Das hierauf Bezug habende Gesuch ist mit dem entsprechenden Plane ([§] 31) und mit die 
Notwendigkeit oder Zweckmassigkeit der Enteignung nachweisenden Daten verschen, an den 
Minister fir öffentliche Arbeiten und Kommunikaiton einzureichen. 
71. Der Minister fir öffentliche Arbeiten und Kommunikation ordnet das 
Enteignungsverfahren an, und verstandigt hievon den Verwaltungs Ausschuss des betreffenden 
Munizipiums unter Uebersendung des Enteignungsplanes. 
Der Verwaltungs-Ausschuss bestimmt zur Verhandlung des Gesuches einen Termin, 
entsendet zur Leitung der Verhandlung aus seiner Mitte ein Mitglied, und verstandigt hievon die 
betreffende Gemeindevorstehung unter Uebersendung des Planes. 
Die Gemeindevorstehung ist verpflichtet von der Einleitung des Verfahrens die gesammten 
Interessenten oder deren gesetzlichen Vertreter allsogleich mit dem zu verstandigen, dass sie 
Einsicht in das Gesuch und dessen Beilagen nehmen und bei der Verhandlung entweder 
persönlich oder mittelst ihrer Vertreter erscheinen. 
72. Bei der Verhandlung ist vor Allem der freudschaftliche Ausgleich zu versuchen, und 
wenn derselbe nicht zu Stande kommt, sind die Bemerkungen und Daten jeder einzelnen 
interessirten Partei in das aufzunehmende Protokoll zu verzeichnen. Das Protokoll sammt alien 
Akten ist dem Verwaltungs-Ausschusse behufs Beschlussfassung vorzulegen. 
§ 73. Gegen den Beschluss des Verwaltungs-Ausschusses kann der Rekurs ergriffen werden. 
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Der Rekurs, welcher binnen acht Tagen von der Zustellung des Beschlusses I. Instanz 
gerechnet, bei dem Verwaltungs-Ausschuss einzureichen ist, — ist dem Minister für öffentliche 
Arbeiten and Kommunikation vorzulegen, welcher über das Gesuch endgiltig entscheidet. 
Für den zeitweilig enteigneten Gegenstand ist von dem Tage angefangen, an welchem 
der Enteignungs-Ausgleich oder Beschluss in Rechtskraft erwachsen ist, oder wenn die 
Besitznahme früher erfolgt ware, von dem Tage der Besitzergreifung in anticipativen halbjahrigen 
Raten Pacht zu entrichten, and ausserdem nach Aufhören der zeitweiligen Enteignung die bei 
dem betreffenden Gegenstande eingetretene Werthverminderung zu vegüten. 
Inwieferne zwischen den Parteien nicht eine andere Uebereinkunft zu Stande 
gekommen, ist vor der Besitznahme der Werth jedes zeitweilig enteigneten Gegenstandes im 
Wege der gerichtlichen Schützug festzustellen. Eine gleiche Werthfeststellung erfolgt auch dann, 
wenn dei Nothwendigkeit der Enteignung aufgehört hat, and der enteignete Gegenstand in den 
Besitz des Eigenthümers zurückelangt. 
Die nach Vergleich der beiden Schützungen sich zeigende Werhverminderung ist durch den 
Enteignenden bei sonstiger Exekution binnen 15 Tagen zu vergüten, für die Wertherhöhung aber 
kann der Enteignende keine Vergütung fordern. 
Sowohl bezüglich des jührlichen Pachtzinses, als auch der Preisfeststellung sind jene 
Prinzipien and formellen Bestimmungen enzuhalten, welche in den Abschnitten II and IV des 
gegenwartigen Gesetzes festgesetzt sind, and ist demzufolge der im administrativen Wege erfolgte 
rechtskrüftige Beschluss sammt dem Plane and den sümmlichen Verhandlungskaten behufs 
ordnungsmüssigen Verfahrens an das betreffende Kausalgericht einzusenden. 
Wenn die zeitweilige Enteignung nicht zu Gunsten des Staates oder einer Behörde, 
sondern zu Gunsten einer Unternehmung oder von Privaten vorgenommen wird, so ist der 
betreffende Eigenthümer zu fordern berechtigt, dass bezüglich des Pachtes and der für eine 
etwaige Werhverminderung mit der Zeit gebührenden Entschüdigung die nöthige Sicherstellung 
geleistet werde. 
Dieser Sicherstellungs-Betrag wird mit Rücksichtnahme auf die obwaltenden Umstünde von 
Seite des geichet festgestellt, and kann derselbe den 40-fachen Betrag des Kataster-Reinertrages 
der zeitweilig zu enteignenden Realitüt nicht übersteigen. Der Sicherstellungs-Betrag ist in 
Baarem oder in kautionsfahigen Werthpapieren zu erlegen. 
Der für die Werthverminderung des zeitweilig enteigneten unbeweglichen Gegenstandes 
obkommende Betrag ist, wenn auf derail enteignete Realitüten grundbücherlich einverleibte 
Lasten oder vorgemerkte Ansprüche vorhanden sind, bei der Grundbuchsbehörde zu deponiren, 
welche nach eben denselben Vorschriften vorgeht, welche in dieser Hinsicht bezüglich des 
Entschadigungs-Betrages bestehen. 
Die im § 1 aufgezühlten Unternehmungen haben das Recht, die für ihre Zwecke 
nothwendigen Stein-, Schotter-, Sand- and Lehm-Materialien, gegen voile Entschadigung des 
Berechtigten, aus den Flüssen and Büchen zu entnehmen, and von dort wegzuführen. 
Dieses Recht erstreckt sich auf die in den schiffbaren Flüssen befindlichen Sandbanke nicht. 
Zu Gunsten der für die allgemeine Benützung bestimmten Eisenbahnen kann das 
Schankrecht zeitweilig zu dem Behufe enteignet werden, dass selbe in den Speiselokalitüten der 
Stationen, für den Konsum des reisenden Publikums in loco, eventuell auf der Strecke, oder ihrer 
eigenen Bediensteten, sowie anderer Individuen Getranke ausschünken lassen können. 
Die zeitweilige Enteignung des Schankrechtes ordnet über motivirtes Einschreiten der 
Unternehmung, ohne eine weitere Verhandlung, von Fall zu Fall unmittelbar der Minister für 
öffentliche Arbeiten and Kommunikation an. 
Wenn nach der angeordneten Enteignung zwischen dem Eigenthümer des Regalrechtes 
and der Eisenbahn keine Vereinbarung zu Stande kommt, so wird der Pachtbetrag über 
Einschreiten der Unternehmung durch den túr den Stationsort kompetenten Geichtshof gerichtlich 
festgestellt. Bei dieser Feststellung sind die im II. Abschnitte des gegenwürtigen Gesetzes 
enthaltenen Prinzipien and das im IV. Abschnitte vorgeschriebene Verfahren vor Augen zu 
halten. 
Der gerichtlich festgestellte Pachtbetrag hat drei Jahre von dem Tage angefangen, an 
welchem der Beschluss in Rechtskraft erwachsen ist, Giltigkeit, and wenn die Eisenbahn 
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bezüglich der ferneren Pachtung des Schankrechtes, ein Uebereinkommen mit dem Eigenthümer 
getroffen hat, so kann die zeitweilige Enteignung von drei zu drei Jahren immer auf eben dieselbe 
Weise erfolgen. 
§ 84. In dem den jahrlichen Pachtbetrag feststellenden gerichtlichen Beschlusse ist auch die 
Person zu bezeichnen, zu deren Hnden der Pachtbetrag zu zahlen ist, oder die Behörde zu 
benenn, bei welcher der Pachtbetrag zu deponiren sein wird. Im Falle eine Vernderung in der 
Person oder in den Rechten des Berechtigten eintreten sollte, kann die Eisenbahn den Pachtbetrag 
bei dem kompetenten Gerichtshofe deponiren. 
Der Pachtschilling ist bei sonstiger Exekution halbjahring im Vorhinein zu entrichten, and hat 
der Eigenthümer nicht das Recht die Deponirung einer Kaution zu verlangen. Nach der 
gerichtlichen Feststellung des Pachtschilling steht der Eisenbahn nicht das Recht zu, vor Ablauf 
der drei Jahre von der zeitweiligen Enteignung zurückzutreten. 
VII. Abschnitt 
Gemischte und Uebergangs -Bestimmungen 
Wenn das Zustandekommen irgend einer im § 1 erwahnten Unternehmung nur derart 
ermöglicht werden kann, wenn diese das Gebiet einer anderen, bereits fi -üher konzessionirten, und 
zur allgemeinen Benützung dienenden Unternehmung durchschneidet, so haben die Eigenthümer 
der letzterwühnten Unternehmung dieses Servitut auf ihrem Gebiete zu dulden. 
In diesem Falle entscheidet über die Art und Ausdehnung des Servitutes, sowie über die 
wieartige Benützung und Erhaltung desselben, inwieferne kein fi•eundschaftlicher Ausgleich zu 
Stande kommt, der Minister für öffentliche Arbeiten und Kommunikation. 
Hingegen wird die Frage, ob in diesem Falle eine Entschadigung platzgreifen kann, und worin 
diese bestehen soli, in Ermangelung einer Vereinbarung nach den Vorschriften des Abschnittes II 
und IV durch das Gericht entschieden. 
In Kriegszeiten oder bei Ueberschwemmungsgefahr, zu Landesvertheidigungs- oder 
Sicherheitszwecken, sowie zur ungesaumten Herstellung der in Folge von Bergabrutschungen, 
Terrainsenkungen oder Ueberschwemmungen gestörten Kommunikation dringend erforderliche 
Gebiete können auf Grund der Bewilligung des Ministers für öffentliche Arbeiten und 
Kommunikation in Besitz genommen werden. 
Wenn aber der Bau das Niederreissen eines bestehenden Gebaudes nothwendig machen 
sollte, so ist von Beginn desselben der Werth des Gebaudes und dessen Zugehör im 
Schatzungswege festzustellen. 
Die Schatzung ist in diesem Falle auf die im Punkt a) des § 31 des gegenwürtigen Gesetzes 
vorgeschriebene Weise und in der dort bestimmten Zeit vorzunehmen. 
Bezüglich der zu diesem Zwecke bewilligten zeitweiligen Enteignungen sind die §§ 67 und 
68 des gegenwartigen Gesetzes in Amvendung zu bringen. 
Die zu Montanzwecken nothwendigen Enteignungen sind nach den Bestimmungen des 
Bergrechtes zu veranlassen. 
Die zu dem Bau solcher Wege, Eisenbahnen und Kanale nothwendigen Grundflüchen aber, 
welche behufs Verfi•achtung der Bergprodukte oder der zu Montanzwecken nothwendigen 
Materialien und Gerathschaften von dem Montangebiete bis zu der nachsten 
Kommunikationsstrecke oder umgekehrt gebaut werden, können nur im Sinne des gegenwartigen 
Gesetzes enteignet werden. 
Die Gesetz-Artikel LV und LVI [:1868] werden von dem Tage des Inslebentretens des 
gegenwartigen Gesetzeausser Kraft gestzt, und ist in all jenen Fallen, in welchen nach den 
bestehenden Gesetzen auf dieselbe Berufung geschieht, das gegenwürtige Gesetz zu verstehen 
und in Anwendung zu bringen. 
Der Gesetz-Artikel XIX:1879 über die auf dem Gebiete der Stadt Szegedin zu veranlassenden 
Enteignungen wird durch das gegenwartige Gesetz nicht berührt 
§ 90. In den vor dem Inslebentreten des gegenwartigen Gesetzes bereits anhüngigen 
Enteignungs-Angelegenheiten sind folgende Uebergangsbestimmungen einzuhalten: 
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wenn der Enteignungsplan im Wege der Vereinbarung noch nicht festgestellt worden ist; 
and betreff dessen Feststellung, beziehungsweise der Reklamationen der Beschluss I. Instanz 
noch nicht erfolgt ist, sind die Bestimmungen des gegenw artigen Gesetzes vollinhaltlich 
anzuwenden, and ist der Enteignungsplan, insoferne es nothwendig erscheint, der enteignenden 
unternehmung behufs Erganzung zurückzustellen; 
wenn betreff der Feststellung des Planes beziehungsweise der Reklamation der Parteien in 
erster Instanz bereits entschieden ist, hat die Berufung gegen diesen Beschluss, sowie die 
Ueberprüfung desselben nach den damals bestandenen Gesetzen zu erfolgen; 
wenn betreff des Enschüdigungsverfahrens ein richterlicher Beschluss I. Instanz noch 
nicht existirt, ist das Verfahren nach dem gegenwartigen Gesetze durchzuführen, and zu diesem 
Behufe dem Bedarfe gemass die Erganzung der verhandlung anzuordnen; 
wenn betreff der Entschüdigung ein Gerichtsbeschluss I. Instanz, beziehungsweise ein 
Urtheil des Geschwornengerichtes bereits existirt, können dagegen nur die, nach den damals in 
Geltung gewesenen Gesetzen bewilligten, and nach diesen zu beurtheilenden Rechtsmittel 
ergriffen werden. 
91. Das taut den §§ 66, 67, 68 and 69 des Gesetz-Artikels LV:1868 zu Gunsten des 
früheren Besitzers sichergestellte Rückkaufsrecht, and dessen Bestimmungen bleiben bezüglich 
jener Enteignungen, welche warend der Wirksamkeit des gennanten Gesetzes durchgeführt 
wurden, in Wirksamkeit. 
fi 92. Die Wirksamkeit des gegenwürtigen Gesetzes erstreckt rich auf das Gebiet des 
sümmtlichen Lünder der ungarischen Krone in all jenen Fallen, in welchen die Enteignung zu 
Zwecken solcher Unternehmungen oder Arbeiten vorzunehmen ist, welche im Sinne des fi 9 des 
Gesetz-Artikels XXX:1868 in den Wirkungskreis der gemeinsamen Legislative oder der 
Regierung der Linder der ungarischen Krone gehören. 
Bezüglich solcher Enteignungen werden die den Verwaltungs-Ausschüssen übertragenen 
Rechte ausüben: 
auf dem Gebiete der Stadt and des Distrikts Fiume der Bürgermeister; 
auf dem Gebiete von Kroatien and Slavonien das betreffende Vizegespans, im 
Militargrenzebiete das Distriktsamt.• 
Die Korrespondenzen zwischen den Behörden and dem Minister für öffentliche Arbeiten and 
Kommunikation werden vermitteln: 
bezüglich des Gebietes der Stadt and des Distrikts Fiume der Gouverneur von Fiume; 
bezüglich des Gebietes von Kroatien and Slavonien der Banus von Kroatien and Slavonien; 
bis zur faktischen Einverleibung des Grenzgebietes der Chef der Grenzgebietsbehörde. 
fi 93. In den Fallen, in welchen das gegenwürtige Gesetz auf die Civil-Prozessordnung 
hinweist, sind in den genannten Lündern die Bestimmuingen der dort bestehenden 
Prozessordnung in Anwendung zu bringen. 
Auch im Distrikte and der Stadt Fiume sind die Bestimmungen der dort bestehenden 
Prozessordnung in Anwendung zu bringen. 
In Fallen von Rekursen bezüglich des Entschüdigungs-Verfahrens urtheilen auf dem Gebiete 
von Kroatien and Slavonien die dortigen Obergerichte. 
fi 94. Mit der Durchführung des gegenwürtigen Gesetzes sind der Minister für öffentliche 
Arbeiten and Kommunikation, der Minister des Innern and der Justizminister, bezüglich 
Kroatiens and Slavoniens der Minister für öffentliche Arbeiten and Kommunikation, welcher 
disebezüglich im Einvernehmen mit dem Banus von Kroatien-Slavonien-Dalmatien vorgeht, 
beauftragt. 
Ungarische Reichsgesetzsammlung für das Jahr 1881. Autentische Übersetzung. 
Herausgegeben vom kön[iglichen] ung[arischen] Ministerium des Innern. (Redaktion 
des „Országos Törvénytár"). Budapest, 1882.423-467. 
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KISAJÁTÍTÁSI TÖRVÉNYEK MAGYAROSZÁGON 
(1836-1944) 
(Összefoglalás) 
A szerző a kisajátítás jogintézményének hazai reform- és polgári kori törvényhozási 
történetét adja három fő témakörben. 
Érinti a kisajátítás modern fogalmának kialakulását. 
Sorra veszi a hazai kisajátítási törvények — többek közö tt az 1836:20 — 21. tc., az 
1868:55-56. tc. és az 1881:41. tc. — megalkotását. 
Tárgyalja az intézménytörténet főbb elemeit; így alapelveit (közjó, közérdek), 
taxative szabályozott eseteit, a „tökéletes és teljes" (valódi és teljes) kártalanítást, a 
közigazgatási hatósági úton történő „igénybevételi" és a bírósági eljárásban történhető 
kártalanítási processzust.- . 
Fő megállapítása: a kisajátítás modern intézményeinek hazai megjelenése (1836), 
teljesebb körű alkalmazása (1868) és kodifikálása (1881) egyaránt egykori nyugat-
európai, főként az e tekintetben legfejlettebb francia törvényhozás hatásait tükrözi. 
Függelékben közli az 1881:41. tc. ma már alig hozzáférhető egykori hivatalos német 
fordítását. 
